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Zusammenfassung: Der Beitrag geht dem relationalen Verhältnis von Funktions- und Organisationssystemen in Luh-
manns Theorie sozialer Systeme nach. Dabei werden zwei interne Widersprüche herausgearbeitet. Es wird gezeigt, dass
weder die Auffassung einer eindeutigen Zuordnung organisierter Sozialsysteme zu gesellschaftlichen Teilsystemen noch
die These einer grenzüberschreitenden Kommunikationsfähigkeit von Organisationen mit dem Autopoiesis-Konzept ver-
einbar sind. Um die Widersprüche aufzulösen, werden anschließend zwei theoretische Umdispositionen vorgenommen.
Zunächst wird vorgeschlagen, Organisationen nicht als Teil von Funktionssystemen, sondern als Teil der Umwelt von
Funktionssystemen zu begreifen. Anschließend wird die Auffassung einer Kommunikationsfähigkeit organisierter Sozi-
alsysteme dahingehend reformuliert, dass Organisationen allein auf der Ebene der kommunikativen (Selbst-)Beschrei-
bung, nicht jedoch auf der Ebene der operativen Selbstkonstitution, als Sprecher oder Adressaten von Kommunikation
fungieren. Am Ende wird der Theorievorschlag am Beispiel des ‚kooperativen Staates‘ illustriert.
Organisationen gelten als ein spezifisches Merkmal
der modernen Gesellschaft. Ein Großteil gesell-
schaftlich folgenreicher Kommunikation findet
heutzutage innerhalb oder unter Beteiligung von
Organisationen statt. Dabei mag man zunächst an
Wirtschaftsunternehmen, im Zeitalter der ver-
meintlichen Globalisierung vor allem an das Wir-
ken multinationaler Konzerne und weltumspannen-
der Monopole denken. Wirtschaftsorganisationen
kommt jedoch keine Sonderstellung zu. Vielmehr
gibt es praktisch keinen Handlungsbereich mehr,
der nicht durch Organisationen nachhaltig geprägt
ist. Politik im heutigen Verständnis ist ohne Staats-
organisationen und Parteien unvorstellbar. Erzie-
hung erfolgt zu weiten Teilen in Kindergärten und
Schulen. Wenn von Religion die Rede ist, dann sind
in der Regel auch kirchliche Organisationen ange-
sprochen. Beim Rechtswesen denkt man schnell an
Gerichte und Anwaltskanzleien, beim Gesundheits-
system an Krankenhäuser, Pflegeheime und Kran-
kenkassen. Und auch in den privaten Bereich sind
Organisationen längst vorgedrungen: Erinnert sei
nur an Heiratsinstitute und Seitensprungagenturen,
an organisierte Selbsthilfegruppen und Schwulen-
organisationen.
Max Weber hat am Begriff der bürokratischen
Herrschaft entlang auf die wachsende Bedeutung
von Organisationen in der modernen Welt auf-
merksam gemacht. Die Beschreibung Webers bilde-
te den Ausgangs- und Bezugspunkt der Organisa-
tionswissenschaft, die sich längst zu einem
komplexen, weit verzweigten Forschungsfeld mit
einer kaum noch zu überschauenden Vielfalt an
konzeptionellen Ansätzen, Begriffsinstrumentarien
und Themen ausdifferenziert hat. Aus einer stärker
generalisierenden Perspektive fällt auf, dass sich die
Organisationstheorie in den letzten Jahrzehnten zu-
nehmend von den klassischen Vorgaben gelöst hat.
Das gilt insbesondere für die Begriffe Rationalität,
Bürokratie und Hierarchie. Mit der Entdeckung
dysfunktionaler Programmvorschriften, ineffizien-
ter Regelwerke und mikrosozialer Machtspiele im
Gehäuse bürokratischer Organisationen ist der mo-
dernen Organisationssoziologie der Grundbegriff
strenger Zweckrationalität zunehmend fragwürdig
geworden. Hinzu kommt die Beobachtung informa-
ler Strukturen, die die bürokratische, streng forma-
lisierte Ordnungsbildung erweitern, ergänzen und
zugleich damit auch unterlaufen. Und schließlich
wird mit Blick auf den Einbau dezentraler Aus-
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handlungsprozesse und partizipativer Strukturen
auch die Annahme bestritten, dass eine strenge Hie-
rarchisierung der Entscheidungs- und Weisungsket-
ten eine Grundbedingung des Aufbaus komplexer
Organisationen darstellt.
In einer bestimmten Hinsicht ist die Organisations-
soziologie, sieht man von wenigen Ausnahmen ab,
bis heute jedoch Weber gefolgt. Die moderne Orga-
nisationstheorie verfügt über keinen ausgearbeite-
ten Begriff der Gesellschaft bzw. verzichtet, ebenso
wie Weber, explizit auf die Verwendung des Gesell-
schaftsbegriffs (vgl. Tyrell 1994). Die Analyse-
einheit der Organisationstheorie bildet in der Regel
die einzelne Organisation, neuerdings auch das
Netzwerk miteinander gekoppelter Organisationen,
ohne dass dabei jedoch die Gesellschaft als umfas-
sendes Sozialsystem mit in den Blick genommen
wird. Organisationssoziologie ist eine Soziologie
weitgehend ohne Gesellschaft. Die spezifische Blind-
heit, die die Organisationstheorien bis heute aus-
zeichnet, ist freilich nur der spiegelbildliche Reflex
eines eigentümlichen blinden Flecks der meisten
Gesellschaftstheorien. In gesellschaftstheoretischen
Entwürfen kommen Organisationen, wenn über-
haupt, allenfalls am Rande vor. Während mesotheo-
retische Ansätze keinen Platz für makrotheoretische
Überlegungen vorsehen, verzichten Makrotheorien
umgekehrt auf den Einbau mesotheoretischer Ein-
sichten. Als Folge dieser komplementären Einseitig-
keiten ist das Verhältnis zwischen Organisationen
und Gesellschaft nur in wenigen Ausnahmefällen
zum expliziten Untersuchungsgegenstand gemacht
worden.1 Zwar wird eine stärkere Verschränkung
von Organisations- und Gesellschaftstheorien immer
wieder angemahnt.2 Zumeist ist es jedoch bei pro-
grammatischen Hinweisen geblieben, ohne dass die
Forderung eine Umsetzung in materialen For-
schungsprogrammen erfahren hätte. Diese Einschät-
zung wird auch durch den Hinweis auf das Konzept
der Organisationsgesellschaft nicht widerlegt. Gegen
diesen Begriffsvorschlag spricht, dass er Makro-
und Mesotheorie auf unvermittelte Weise zusam-
menbringt, also die spezifische Differenz von Ge-
sellschaft und Organisation nicht entfaltet, sondern
umgekehrt ausblendet.
Als einer der wenigen Theorieansätze, die sich von
vornherein um eine Kombination gesellschafts- und
organisationstheoretischer Einsichten bemüht ha-
ben, wird seit längerem die Theorie sozialer Syste-
me von Niklas Luhmann gehandelt. Gesellschaft
als umfassendes Kommunikationssystem und Orga-
nisationen als entscheidungsbasierte Sozialsysteme
gelten in dieser Theorieperspektive als zwei unter-
schiedliche Typen sozialer Systeme, die sich auf ihre
je eigene Weise von einer nicht dazugehörenden
Umwelt abgrenzen. Aus dieser Begriffsentscheidung
resultiert die Auffassung, dass die einzelnen Orga-
nisationen eine Art Doppelbeziehung zum Gesell-
schaftssystem unterhalten. Auf der einen Seite voll-
ziehen sie mit jeder ihrer Operationen Gesellschaft,
auf der anderen Seite kommt auch in der Umwelt
der Organisationen Kommunikation und damit Ge-
sellschaft vor. Mit dieser Auffassung ist freilich nur
ein erster Ausgangspunkt gewonnen. Bei der nähe-
ren Explikation des relationalen Verhältnisses von
Gesellschaft und Organisation verstrickt sich Luh-
mann jedoch, wie ich im Folgenden zeigen möchte,
in interne Widersprüche und Unstimmigkeiten (I).
Um diese Widersprüche aufzulösen, nehme ich im
Weiteren zwei theoretische Umdispositionen vor.
Die erste betrifft die Zuordnung von Organisations-
zu Funktionssystemen (II), die zweite die Auffas-
sung der Kommunikationsfähigkeit organisierter
Sozialsysteme (III). Am Ende wird der Theorievor-
schlag am Beispiel des ‚kooperativen Staates‘ illus-
triert. Den abschließenden Ausführungen kommt
dabei auch die Funktion zu, den Ertrag der Über-
legungen für eine nicht-systemtheoretische Perspek-
tive zumindest anzudeuten (IV).
I.
Bekanntlich hat sich Luhmann zunächst vor allem
mit Fragen der Verwaltung, Organisation und Ent-
scheidung beschäftigt (Luhmann 1965, 1966). Spä-
ter ist dieses Interesse in Richtung der Ausarbeitung
einer allgemeinen Theorie sozialer Systeme aus-
geweitet worden. Seine Schriften aus den 1990er
Jahren sind dann in erster Linie von der Beschäfti-
gung mit gesellschaftstheoretischen Fragen geprägt.
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1 Als eine derartige Ausnahme kann das Forschungspro-
gramm des sogenannten Neoinstitutionalismus genannt
werden, der eine Strukturähnlichkeit bzw. Isomorphie von
Organisation und Gesellschaft behauptet; vgl. Meyer/Ro-
wan 1977, DiMaggio/Powell 1983.
2 Die programmatische Forderung einer stärkeren Ver-
schränkung von Organisations- und Gesellschaftstheorie
bildet etwa den Ausgangspunkt des von Günther Ort-
mann, Jörg Sydow und Klaus Türk (1997) herausgegebe-
nen Bandes Theorien der Organisation. Die einzelnen Bei-
träge des Bandes sind jedoch primär darauf ausgerichtet,
wie auch der Obertitel des Buches verrät, entsprechend
der jeweils gewählten theoretischen Ausgangsposition, ei-
ne Präzisierung der verwendeten Organisationsbegriffe
vorzunehmen – es bleibt letztlich bei der Aufforderung,
dem Verhältnis von (formalen) Organisationen und gesell-
schaftlichen Teilsystemen weiter nachzugehen. Zur ange-
gebenen Fragestellung vgl. jetzt auch die Beiträge in Wer-
le/Schimank 2000.
Neben seinem opus magnum Die Gesellschaft der
Gesellschaft (Luhmann 1997) sind hier vor allem
eine Vielzahl von Monographien zu einzelnen
Funktionssystemen der modernen Gesellschaft zu
nennen (Luhmann 1990, 1993a, 1995, 2000a). Sein
grundsätzliches Interesse an organisierten Sozialsys-
temen hat Luhmann jedoch zu keinem Zeitpunkt
aufgegeben, auch wenn es zwischenzeitlich ein we-
nig in den Hintergrund getreten ist. Das dokumen-
tiert insbesondere seine posthum erschienene
Schrift Organisation und Entscheidung (Luhmann
2000b). Hier wird die Summe einer mehr als drei-
ßigjährigen Beschäftigung mit Organisationen ge-
zogen. Vor allem geht es Luhmann in dieser Arbeit
darum, die in der Zwischenzeit vollzogene auto-
poietische Wende der Systemtheorie auch für die
Beschreibung organisierter Sozialsysteme fruchtbar
zu machen. Der gesamte elaborierte Begriffsappa-
rat, den Luhmann im Zusammenhang mit dem Pa-
radigmenwechsel von offenen zu geschlossenen Sys-
temen und dem Einbau einer konstruktivistischen
Beobachtungstheorie in die Theorie sozialer Syste-
me entwickelt hat, wird nun auf das Gebiet der Or-
ganisationstheorie übertragen. Das gilt etwa für die
Begriffe Autopoiesis und Selbstreferentialität,
Medium und Form, Beobachtung und Kommunika-
tion, Information und Gedächtnis, Selbstbeobach-
tung und Reflexion, Paradoxie und Entpara-
doxierung.
In diesem Zusammenhang ist von Interesse, dass
sich Luhmann in Organisation und Entscheidung
auch dem Zusammenhang von Organisationen und
Gesellschaft bzw. von Organisationssystemen und
funktional ausdifferenzierten Teilsystemen der Ge-
sellschaft zuwendet. Insofern handelt es sich bei Or-
ganisation und Entscheidung nicht um eine aus-
schließlich organisationssoziologische Arbeit im
engeren Sinne, sondern um eine Schrift, die der an-
gesprochenen Doppelbeziehung zwischen Organi-
sationen und Gesellschaft nachgeht. Noch wichti-
ger in diesem Kontext ist freilich, dass Luhmann
dabei an dem Bild einer funktional differenzierten
Gesellschaft, das er in früheren Publikationen skiz-
ziert hat, eine auffallende Modifikation vornimmt.
Die organisationssoziologischen Einsichten, zu de-
nen er gelangt, zeitigen somit Rückwirkungen auf
seine Gesellschaftstheorie. Das gilt insbesondere für
die Frage der interfunktionalen Kommunikation. In
seinen früheren Schriften hat Luhmann die Mög-
lichkeit der kommunikativen Abstimmung zwi-
schen gesellschaftlichen Teilsystemen vollständig
negiert. Zwar werden wechselseitige Abhängigkei-
ten und Einflüsse zwischen den Teilsystemen nicht
abgestritten, ein unmittelbarer kommunikativer
Kontakt wird jedoch ausgeschlossen. In Organisa-
tion und Entscheidung gelangt Luhmann zu einer
davon abweichenden Auffassung:3 „Die Gesellschaft
stellt die Möglichkeit innergesellschaftlicher Kom-
munikation über Subsystemgrenzen hinweg zur
Verfügung.“ (Luhmann 2000b: 52; Hervorhebung
G.K.) Zwar negiert Luhmann nach wie vor die
Möglichkeit, dass Funktionssysteme als ganze in
kommunikativen Kontakt miteinander treten. Wirt-
schaft, Wissenschaft, Recht, Politik, Religion, Er-
ziehung etc. sind keine kommunikationsfähigen
Einheiten, die mit Systemen in ihrer Umwelt direkt
kommunizieren können. Es bestehe jedoch die
Möglichkeit, so Luhmann, mittels der Konstitution
von Organisationen, eine interfunktionale Kom-
munikation zu erreichen. „Um Funktionssysteme
mit externer Kommunikationsfähigkeit auszustat-
ten (die als Kommunikation natürlich immer Voll-
zug der Autopoiesis von Gesellschaft ist) müssen in
den Funktionssystemen Organisationen gebildet
werden (Luhmann 1997: 843; Hervorhebungen
G.K.). Demzufolge kommuniziere nicht etwa ‚die‘
Politik mit ‚der‘ Wirtschaft oder ‚dem‘ Recht, aber
etwa politische Organisationen seien in der Lage,
mit wirtschaftlichen oder rechtlichen Organisatio-
nen kommunikativen Kontakt aufzunehmen (vgl.
Luhmann 2000b: 401f.).
Mit den Modifikationen, die Luhmann in seinen
letzten Schriften vornimmt, gelangt er in eine auf-
fallende Nähe zu steuerungs- und gesellschaftstheo-
retischen Vorstellungen, die Kritiker lange Zeit ge-
gen die Systemtheorie ins Feld geführt hatten.
Scharpf (1989) etwa hatte gegenüber Luhmann da-
rauf verwiesen, dass Organisationen sich vor allem
deshalb evolutionär bewährt haben, weil sie für die
Probleme der interfunktionalen Kommunikation
und Koordination mehr oder minder erfolgreiche
Lösungen bereitstellen. Schimank (1991, 1999) hat-
te gleich mehrfach den Einwand vorgebracht, dass
eine zumindest partielle gesellschaftliche Integra-
tion auf dem Wege der interorganisatorischen Ab-
stimmung zwischen den gesellschaftlichen Teilsyste-
men erreicht wird. Diese Argumente bewegen sich
auf der Linie des soziologischen mainstreams: In
dieser Sicht ist die moderne Gesellschaft durch eine
Vielzahl von Verhandlungsinstanzen, kooperativen
Einrichtungen, intermediären Sphären, Abstim-
mungsdiskursen gekennzeichnet, die zwischen den
gesellschaftlichen Teilsystemen vermitteln und so-
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3 Die Modifikationen, die Luhmann am Ende an seinen
gesellschaftstheoretischen Überlegungen vornimmt, sind
bereits angedeutet in seiner Schrift Die Gesellschaft der
Gesellschaft; vgl. Luhmann 1997: 813, 843.
mit die harte Logik funktionaler Differenzierung –
zumindest graduell – abmildern.4 Luhmanns Schrif-
ten konnten lange Zeit als Einspruch gegen diesen
common sense gelesen werden. In seinen letzten Ar-
beiten nähert er sich dieser Position in auffallender
Weise an und schwenkt mit seinen gesellschafts-
und steuerungstheoretischen Überlegungen somit
auf einen Pfad ein, der von seinen – oftmals hand-
lungstheoretischen Kontrahenten – längst durch-
schritten worden ist.
Eine mögliche Interpretation des angedeuteten
Richtungswechsels von Luhmanns Systemtheorie
könnte in der Auffassung bestehen, dass sich in der
Soziologie allmählich ein harter Kern gemeinsamer
Grundannahmen und Grundüberzeugungen hin-
sichtlich der Strukturen der modernen Gesellschaft
herausbildet. Wichtiger jedoch, als den Konvergen-
zen und Divergenzen zwischen Luhmanns modi-
fiziertem Bild der modernen Gesellschaft und der
soziologischen Mehrheitsposition im Einzelnen
nachzugehen, dürfte es m. E. sein, vorab die Frage
aufzunehmen, wie sich die Auffassung einer inter-
funktionalen Kommunikation in das argumentative
Gerüst der Systemtheorie einfügt. Es soll also ge-
fragt werden, ob und inwieweit die Position einer
interorganisatorischen Abstimmung zwischen den
gesellschaftlichen Subsystemen mit weiteren An-
nahmen und Aussagen der Theorie sozialer Systeme
in Übereinklang steht. Zwei mögliche Antwortver-
suche lassen sich unterscheiden. Die erste Position
betont, dass der angedeutete Perspektivwechsel des
‚späten‘ Luhmann seinen eigenen Grundannahmen
widerspricht. Die zweite Position stellt dagegen we-
niger auf Diskontinuität als vielmehr auf Kontinui-
tät ab. Demnach basiert Luhmanns beschriebene
Annäherung an den soziologischen common sence,
ähnlich wie auch Willkes Konzeption interfunktio-
naler Verhandlungssysteme, auf bestimmten An-
nahmen, die seit längerem zum Kernbestandteil der
Systemtheorie gehören. Die These einer durch Or-
ganisationen vermittelten interfunktionalen Kom-
munikation würde, so gesehen, nicht einen Bruch
bedeuten, sondern die konsequente Weiterentwick-
lung von älteren systemtheoretischen Überlegungen
darstellen.
Im Folgenden möchte ich einen Antwortversuch
skizzieren, der keiner der beiden Positionen folgt.
Mein eigener Deutungsvorschlag steht also quer zu
den genannten Beschreibungen oder besser: er
nimmt eine vermittelnde Position ein: Es dürften
vor allem zwei Thesen sein, von denen ausgehend
Luhmann zu der Auffassung einer interorganisato-
rischen Abstimmung zwischen Funktionssystemen
gelangt. Im Kontext der Systemtheorie sind beide
Thesen, die Luhmann in seiner Schrift Organisation
und Entscheidung systematisch zusammenbringt,
keineswegs neu. Die erste Behauptung findet sich
bereits in frühen Arbeiten Luhmanns, die zweite
These hat er Anfang bzw. Mitte der 1990er Jahre in
einigen organisationstheoretischen Aufsätzen und
Exkursen mehrfach erprobt (vgl. Luhmann 1994,
1997: 826ff.). Die erste der beiden Aussagen be-
trifft die Zuordnung von Organisationen zu Funk-
tionssystemen, die zweite die Kommunikations-
fähigkeit organisierter Sozialsysteme. Ausgehend
von diesen beiden Annahmen erweist sich die Auf-
fassung einer interfunktionalen Kommunikation als
konsequente Fortsetzung. Insofern knüpfe ich mit
meiner Deutung zunächst an der zweiten Position
an. Wie ich jedoch weiter zeigen möchte, sind so-
wohl die Zuordnungsthese als auch die Annahme
einer Kommunikationsfähigkeit organisierter Sozial-
systeme unvereinbar mit Basisprämissen der auto-
poietischen Systemtheorie. In dieser Hinsicht folge
ich also dem ersten Deutungsvorschlag. Allerdings
wäre es falsch zu behaupten, dass allein die Auffas-
sung einer interfunktionalen Kommunikation in
Widerspruch zu systemtheoretischen Ausgangs-
annahmen steht. Vielmehr führt die Auffassung ei-
ner interorganisatorischen Abstimmung zwischen
Teilsystemen nur frühere Aussagen konsequent wei-
ter, die sich bei genauerer Betrachtung bereits als in-
konsistent erweisen. Insofern sind es auch nicht ein-
zelne Aussagen in Luhmanns Spätwerk, die in
Widerspruch zu seinen eigenen Ausgangsentschei-
dungen stehen. Vielmehr ist richtig, dass Luhmanns
Beschreibungen des relationalen Zusammenhangs
von Funktions- und Organisationssystemen von Be-
ginn an Inkonsistenzen und Unstimmigkeiten auf-
weisen. Zur Begründung dieser weitreichenden
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4 Die detaillierteste, unmittelbar an die Überlegungen von
Talcott Parsons angelehnte Ausarbeitung des Konzepts ei-
ner wechselseitigen Durchdringung der gesellschaftlichen
Teilsysteme findet sich, am Begriff der Interpenetration
entlang, in den Arbeiten von Richard Münch (1988,
1992). Zur Kritik dieser Vorstellung aus einer differenzie-
rungstheoretischen Sicht vgl. Schwinn 2001: 91ff. Schwinns
Ausführungen leiden jedoch darunter, dass er, anknüpfend
an Max Webers Zurückweisung von Kollektivbegriffen,
auf einen Begriff des gesellschaftlichen Ganzen verzichtet.
Über weite Strecken seiner Arbeit ist Schwinn darum be-
müht, die spezifischen Besonderheiten des modernen Dif-
ferenzierungsmuster herauszuarbeiten, ohne jedoch die
Einheit dieser Ordnungskonstellation begrifflich noch ein-
holen zu können. Insofern kann es auch nicht über-
raschen, dass Schwinn (2001: 259, 292) an einigen weni-
gen, jedoch bemerkenswerten Stellen auf den – zuvor
verabschiedeten – Gesellschaftsbegriff dann doch wieder
zurückgreift.
These gilt es, seine beiden angedeuteten Aussagen –
also die Zuordnungsannahme sowie die Auffassung
einer Kommunikationsfähigkeit von Organisatio-
nen – genauer zu betrachten.
Die erste These betrifft, wie angedeutet, unmittel-
bar das Verhältnis von Funktions- und Organisa-
tionssystemen. Luhmann geht von der Annahme ei-
ner eindeutigen Zuordnung eines Großteils der
Organisationen zu bestimmten Funktionssystemen
aus: „Organisationen sind der Gesellschaft weit-
gehend (wenngleich nicht ausschließlich) durch
funktionale Differenzierung zugeordnet.“ (Luh-
mann 2000b: 405) Demzufolge sind Parteien und
administrative Verwaltungseinheiten direkt der Po-
litik, Gerichte dem Rechtssystem, Forschungsorga-
nisationen der Wissenschaft und betriebliche Unter-
nehmen dem Wirtschaftssystem zugeordnet.
Wichtig ist zunächst der Hinweis, dass mit dem Be-
griff der Zuordnung nicht allein eine semantische
Zurechnung, sondern eine operative Teilhabe ge-
meint ist. Organisationen gelten in dieser Perspek-
tive als Untereinheiten gesellschaftlicher Funktions-
systeme, systemtheoretisch formuliert also als
Teilsysteme von Politik, Recht, Wissenschaft, Wirt-
schaft etc. Bei einem Vergleich von Familien- und
Organisationssystemen hebt Luhmann explizit den
Teilsystemcharakter organisierter Sozialsysteme
hervor: „Auch können Familien nicht Teilsysteme
anderer Funktionssysteme sein, was für Organisa-
tionen möglich, ja typisch ist.“ (Luhmann 2000b:
436) Hervorzuheben ist ferner der Hinweis, dass
sich die Zuordnungsthese nicht nur in den letzten
Arbeiten von Luhmann findet, sondern dass er be-
reits früher diese Annahme vertreten hat.5 Eine
Vielzahl von Belegen lassen sich anführen. So be-
zeichnet er Gerichte als organisierte Teilsysteme des
Rechtssystems (vgl. Luhmann 1993a: 145, 321),
spricht er von Organisationen im Wissenschaftssys-
tem (vgl. Luhmann 1990: 337, 427, 672) und be-
handelt Regierungs- und Verwaltungsorganisatio-
nen als Teil der Politik. Originalton Luhmann: „Die
staatliche Regierung und Verwaltung ist jedoch von
oben bis unten eine Organisation des politischen
Systems.“ (Luhmann 1993a: 431) Schließlich ist
aufschlussreich, dass Luhmann bestimmte Organi-
sationen als Zentralsysteme oder Spitzenorganisa-
tionen der entsprechenden Funktionssysteme be-
greift (vgl. Luhmann 1994: 190, 2000b: 398).
Näher ausgeführt hat er das zunächst am Beispiel
des Rechtssystems: „Die Organisation der Gerichts-
barkeit wäre demnach dasjenige Teilsystem, in dem
das Rechtssystem sein Zentrum hat.“ (Luhmann
1993a: 321) In analoger Weise begreift er die
Staatsorganisation als Zentrum der Politik (vgl.
Luhmann 1993a: 335, 2000a: 244), weist er Ban-
ken eine Zentralstellung in der Wirtschaft zu (vgl.
Luhmann 1993a: 334, 2000a: 250) oder behandelt
er Schulen als „organisierte(n) Kernbereich“ (Luh-
mann 1993a: 145, Fßn. 32) des Erziehungssys-
tems.6
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5 Die Zuordnungsthese besagt, dass keineswegs alle, je-
doch besonders relevante Organisationen spezifischen
Funktionssystemen eindeutig zugeordnet sind. „Unbe-
streitbar bilden sich jedoch, wenn nicht die meisten, so
doch die wichtigsten und größten Organisationen inner-
halb der Funktionssysteme und übernehmen damit deren
Funktionsprimate“ (Luhmann 1997: 840f.). Der werk-
geschichtlich gemeinte Hinweis, dass Luhmann in frühe-
ren Schriften einzelne Organisationen außerhalb von
Funktionssystemen – etwa Kirchen in der Umwelt der Re-
ligion – positioniert hat, kann somit auch nicht als Wider-
legung der Auffassung herangezogen werden, Luhmann
habe bereits relativ früh die Zuordnungsthese vertreten.
Hinsichtlich von Wirtschaftsorganisationen kann fest-
gehalten werden, dass Luhmann spätestens in den 1980er
Jahren zur Position einer direkten Zuordnung zur Wirt-
schaft gelangt ist. Dies ist von verschiedenen Seiten be-
stritten worden (vgl. Berger 1992: 161, Ulrich 1994: 111,
Schmidt 1999: 72, Braun 2000: 127). Dabei berufen sich
die Kommentatoren auf eine einzelne Äußerung Luh-
manns (1988: 94) in seiner Arbeit Die Wirtschaft der Ge-
sellschaft, in der er betont, dass aus Sicht partizipierender
Organisationssysteme die Wirtschaft eine besondere Um-
welt darstellt, an der die Organisation nur in Form der In-
terpenetration beteiligt ist. Mit Wirtschaft ist bei Luh-
mann an dieser Stelle jedoch ausschließlich der Markt als
innere Umwelt der Wirtschaft gemeint. Entsprechend
heißt es bei ihm dann auch: „Für das partizipierende Sys-
tem ist die Wirtschaft also diejenige Einheit, die die Diffe-
renz von partizipierendem System und wirtschaftsspezi-
fischer Umwelt übergreift; sie ist die Einheit, die aus dem
partizipierenden System und seiner wirtschaftssystem-
internen Umwelt besteht.“ (Luhmann 1988: 94) Anders
als die Beobachter meinen, folgt Luhmann bei der
Beschreibung des relationalen Verhältnisses von Unterneh-
mensorganisationen und Wirtschaftssystem der Zuord-
nungsthese. Die Kommentatoren haben an der gegen-
teiligen Aussage dann auch nur um den Preis interner
Widersprüche festhalten können. So heißt es etwa bei
Braun zunächst, dass Luhmann Unternehmen zur Umwelt
des Wirtschaftssystems rechnet – bevor er dann, wenig
konsistent, sein Referat mit den Ausführungen fortsetzt,
dass bei Luhmann, per definitionem „sich alle Organisa-
tionen dem Code des Teilsystems, dem sie angehören“
(Braun 2000: 128; zweite Hervorhebung G.K), unterstel-
len.
6 Die im Rahmen der autopoietischen Systemtheorie m. E.
problematische These, dass Organisationen Teilsysteme
von Funktionssystemen bilden, ist von den meisten sys-
temtheoretisch argumentierenden Autoren übernommen
worden; vgl. etwa Willke 1994: 146ff., Stichweh 1999,
Gegen die These einer mehr oder weniger eindeuti-
gen Zuordnung von Organisationssystemen zu
Funktionssystemen, die Luhmann fraglos unter-
stellt, spricht die Beobachtung einer Mehrfachbetei-
ligung organisierter Sozialsysteme an gesellschaftli-
chen Subsystemen. Organisationen sind nicht allein
an dem operativem Geschehen eines einzigen Funk-
tionssystems beteiligt, sondern sie orientieren sich
stets an mehreren Teilsystemen. Man denke etwa
an größere Wirtschaftsunternehmen, die über eine
eigene Rechtsabteilung oder eine eigene For-
schungsabteilung verfügen. Ferner sei an Univer-
sitäten erinnert, die, entsprechend dem Prinzip der
Einheit von Forschung und Lehre, zugleich Auf-
gaben des Wissenschafts- und des Erziehungs-
systems erfüllen. Und schließlich sind politische
Organisationen zu erwähnen, die auch am Wirt-
schaftssystem – und vermutlich an einer Reihe wei-
terer Funktionssysteme – unmittelbar teilnehmen:
Parteien fordern von ihren Mitgliedern Beiträge,
staatliche Administrationen entlohnen ihre Ange-
stellten mit monetären Mitteln. Mit Blick auf die
angedeutete Wirtschaftsbeteiligung organisierter
Sozialsysteme nimmt Luhmann eine folgenreiche
Änderung seiner Zuordnungsthese vor: „Quer dazu
steht jedoch die Tatsache, dass alle Organisationen
Geld kosten. Sie müssen ihre Mitglieder bezahlen
und ihre Ausgaben refinanzieren. Insofern operie-
ren alle Organisationen im Wirtschaftssystem.“
(Luhmann 2000b: 405; Hervorhebung G.K.)
Als Konsequenz aus dem Gesagten ergibt sich, dass
Gerichte zugleich im Rechts- und im Wirtschafts-
system operieren, Schulen gleichermaßen Organi-
sationen der Erziehung und der Wirtschaft sind,
Parteien gleichzeitig aus politischen und wirtschaft-
liche Operationen bestehen etc. Luhmann hat diese
Auffassung explizit am Beispiel einer Forschungs-
organisation erläutert, die in seinen Augen „zu-
gleich im Wirtschaftssystem und im Wissenschafts-
system operiert, zugleich zahlt (oder nicht zahlt)
und Forschungen anregt, begutachtet, evaluiert,
ruiniert“ (Luhmann 1990: 339).7 Eine derartige
Schlussfolgerung, zu der Luhmann selbst gelangt,
steht jedoch in einem offensichtlichen Widerspruch
zu den Prämissen, von denen er ausgeht. Das Sys-
tem/Umwelt-Paradigma formuliert einen radikalen
Schnitt zwischen System und Umwelt: Etwas ist
entweder Teil des Systems oder Teil der Umwelt des
Systems, nicht aber beides zugleich. Das Gesagte
gilt ohne Ausnahme, also auch für organisierte So-
zialsysteme. Das Autopoiesis-Konzept besagt fer-
ner, dass Systeme die basalen Elemente, aus denen
sie bestehen, in einem rekursiven Reproduktions-
prozess selbst herstellen. Kommunikationen weisen
somit einem systemspezifischen Zuschnitt auf. Sie
sind ausschließlich Elemente des Systems, das sie
operativ hervorgebracht hat. „Elemente sind Ele-
mente nur für die Systeme, die sie als Einheit ver-
wenden, und sie sind es nur durch diese Systeme.“
(Luhmann 1984: 43) Dann ist aber ausgeschlossen,
dass sich Organisationen ihre Elemente gleich aus
mehreren Funktionssystemen ‚entborgen‘, also et-
wa kommunikative Operationen der Politik und
der Wirtschaft zusammenziehen und sie als ihre ei-
genen Operationen ausweisen.
Legt man das Autopoiesis-Konzept zugrunde, dann
ist für Kommunikationen, aufgrund ihres systemre-
lativen Charakters, eine Mehrsystemzugehörigkeit
nicht möglich. Ausgenommen hiervon ist allein der
folgende Fall: Elemente eines Subsystems sind zu-
gleich auch Elemente des Gesamtsystems, aus dem
sich das Teilsystem ausdifferenziert. So handelt es
sich etwa bei Zahlungen, also bei Operationen des
wirtschaftlichen Teilsystems der Gesellschaft, stets
um Kommunikationen und damit um Elemente des
gesellschaftlichen Gesamtsystems. Das Autopoiesis-
Konzept schließt jedoch kategorial die Möglichkeit
aus, dass ein Teilsystem aus dem Gesamtsystem
hinausragt, also noch Komponenten in der Um-
welt des Gesamtsystems ‚anzapft‘. Genau in diese
Richtung weist jedoch die Argumentation von
Luhmann, wenn er behauptet, dass bestimmte Or-
ganisationen wie etwa Gerichte oder Schulen Teil-
systeme von Funktionssystemen bilden – hier:
Subsysteme von Recht und Erziehung –, und er zu-
gleich davon ausgeht, dass sämtliche „Organisatio-
nen im Wirtschaftssystem“ (Luhmann 2000b: 405,
Hervorhebung G.K) operieren, also in der Umwelt
der jeweiligen Ausgangssysteme. In dieser Perspek-
tive handelt es sich bei Organisationen um interme-
diäre Einheiten, in denen sich die Operationen
verschiedener Systeme vermischen. Mit dem Auto-
poiesis-Konzept ist eine derartige Position nicht
kompatibel.
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Kieserling 1999: 335ff. Erste Problematisierungen der Zu-
ordnungs- bzw. Teilsystemthese finden sich bei Nassehi/
Nollmann (1997: 404f.) und Tacke (1999), ohne dass sie
aber ihre Kritik systematisch – d.h. im Rückgriff auf das
zugrunde liegende Autopoiesis-Konzept – entfalten.
7 In früheren Publikationen hat Luhmann die Auffassung,
dass Organisationen sich nicht auf die Perspektive allein
eines gesellschaftlichen Teilsystems verpflichten lassen,
stärker hervorgehoben; illustrativ sind seine Überlegun-
gen zur Rolle der Kirchen, die auf ein keineswegs aus-
schließlich religiöses, sondern polykontexturales Operie-
ren kirchlicher Organisationen abstellen; vgl. Luhmann
1972.
Damit komme ich zu der zweiten, weiter oben
bereits angesprochenen These der Kommunika-
tionsfähigkeit organisierter Sozialsysteme. Luh-
mann beansprucht für Organisationen eine Art
Sonderstatus. Sie seien der einzige Typus autopoie-
tischer Sozialsysteme, die „im eigenen Namen“
kommunizieren können (vgl. Luhmann 1994: 191).
Um Kommunikationsfähigkeit zu erlangen, gar um
die Nach-Außen-Kommunikation auf Dauer zu
stellen, müsse man organisieren (vgl. Luhmann
1997: 834, 2000b: 388). Allein organisierte Sozial-
systeme seien zu einer Kommunikation in eigener
Sache befähigt, allein sie seien ausgestattet mit der
„Möglichkeit, mit Systemen in ihrer Umwelt zu
kommunizieren“ (Luhmann 1997: 834). Erst wenn
man die These der Kommunikationsfähigkeit von
Organisationssystemen zu der zuvor diskutierten
Annahme einer funktionssystemischen Zuordnung
organisierter Sozialsysteme hinzunimmt, ergibt sich
als logische Konsequenz die Schlussfolgerung, dass
die moderne Gesellschaft innergesellschaftliche
Kommunikation über Subsystemgrenzen ermög-
licht.
Mit der These der Kommunikationsfähigkeit orga-
nisierter Sozialsysteme hat Luhmann offenbar einen
häufig beobachten Sachverhalt vor Augen: Es
macht keinen Sinn, Funktionssysteme als Hand-
lungs- und Kommunikationsträger zu beschreiben.
‚Der‘ Markt handelt nicht, er stellt keinen einheitli-
chen Akteur dar. Auch wäre es falsch zu sagen, dass
‚die‘ Wirtschaft oder ‚die‘ Politik als Sprecher auf-
treten, die etwa mit ‚dem‘ Recht kommunizieren.
Eine solche Redeweise sitzt einer reifizierenden
Denkweise auf, vor der man sich tunlichst hüten
sollte – wenn auch die Soziologie zuweilen einer
derartigen Vorstellung erlegen ist. Anders stellt sich
die Situation für Organisationen dar. Sie fungieren
als zurechnungsfähige Akteure, die über die Fähig-
keit verfügen, anderen gesellschaftlichen Akteuren,
zumeist wiederum Organisationen, etwas mitzu-
teilen. Parteien verkünden ihre Programme und
Beschlüsse, Betriebe legen ihre Bilanzen vor, Arbeit-
geberverbände und Gewerkschaften führen Tarif-
verhandlungen etc.
Die Auffassung, dass Organisationen im Gegensatz
zu gesellschaftlichen Teilsystemen an Kommunika-
tionen als Sprecher oder Adressaten beteiligt sind,
ist nicht nur durch die Alltagssprache gedeckt, son-
dern wird auch von den meisten Sozialtheorien ex-
plizit vertreten.8 Die Frage ist allerdings, wie sich
diese Beobachtung mit systemtheoretischen Mitteln
beschreiben lässt. Wie ich zeigen möchte, gelingt es
Luhmann gerade nicht, die genannte Auffassung in
einer solchen Weise zu reformulieren, die sich kon-
sistent in das Begriffs- und Kategoriengerüst der au-
topoietischen Systemtheorie einfügt. (Weiter unten
werde ich eine Beschreibung vorschlagen, die die
genannte Auffassung auf widerspruchsfreie Weise
mit dem Autopoiesis-Konzept zusammenbringt).
Hält man sich streng an die Perspektive der Theorie
sozialer Systeme, dann handelt es sich bei Organisa-
tionen, wie auch bei allen weiteren Typen sozialer
Systeme, um operativ geschlossene Einheiten, die
alles, was sie als Einheit verwenden – ihre Elemen-
te, ihre Strukturen, ihre Prozesse und auch sich
selbst –, in einen rekursiven Prozess selbst herstel-
len. Operative Geschlossenheit wird erreicht durch
basale Selbstreferenz, d.h. dadurch, dass nur Ope-
rationen desselben Typs aneinander anschließen.
Kommunikation bildet die spezifische Operations-
weise sozialer Systeme. Sobald Kommunikationen
aneinander anschließen, entsteht eine Differenz von
System und Umwelt. Die rekursiv aufeinander ver-
weisenden kommunikativen Operationen bilden
das soziale System. Aus diesen Grundannahmen
folgt zugleich, dass soziale Systeme und damit auch
Organisationen nicht über ihre Grenzen hinweg
nach außen kommunizieren können. Für jede kom-
munikative Operation eines Sozialsystems gilt, qua
Definition, dass diese im rekursiven Netzwerk anei-
nander anschließender Operationen erzeugt wird
und dort ihren ‚operativen Ort‘ besitzt. Durch den
Einbau weiterer Kommunikationen wird das Sys-
tem allenfalls erweitert – wenn man so sagen möch-
te: die Systemgrenze nach außen verschoben – ohne
dass dabei ein operativer Kontakt zwischen System
und Umwelt hergestellt wird. Die Redeweise eines
„Nach-Außen-Kommunizierens“ (Luhmann 1997:
834) orientiert sich an dem handlungstheoretischen
Modell der direkten Interaktion zwischen ego und
alter. Mit den Prämissen des Autopoiesis-Konzepts
ist eine solche Vorstellung schlechterdings unverein-
bar.
Luhmann (1997: 834) hat die These der Kommuni-
kationsfähigkeit von Organisationen mit dem
Hinweis auf die spezifischen Elementarereignisse
organisierter Sozialsysteme näher zu begründen ver-
sucht. Doch auch dieses Argument erweist sich als
widersprüchlich: Wie alle Sozialsysteme bestehen
Organisationen aus Kommunikationen, aber im
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8 Die Auffassung, Organisationen als soziale Akteure zu
begreifen, findet sich selbst in Sozialtheorien, die von den
Prämissen des methodologischen Individualismus aus-
gehen; vgl. etwa Coleman 1995. Zur Begründung, organi-
sierten Sozialsystemen Handlungsfähigkeit zuzuschreiben,
vgl. die einschlägigen Ausführungen bei Geser 1990.
Falle organisierter Sozialsysteme handelt es sich um
eine besondere Kommunikationsform. Organisatio-
nen kommen dadurch zustande, dass sie kommuni-
kative Entscheidungen rekursiv aneinander an-
schließen und miteinander verknüpfen. Besser noch
sollte man sagen, dass alles, was in Organisationen
geschieht, als Entscheidung oder Nicht-Entschei-
dung dargestellt wird. Aufgrund ihrer entschei-
dungsbasierten Autopoiesis seien Organisationen,
so das Argument von Luhmann, in der Lage, mit
Systemen in ihrer Umwelt kommunikativen Kon-
takt aufzunehmen. „Organisationen sind zur Kom-
munikation in eigener Sache befähigt, weil sie auch
über solche Kommunikationen noch entscheiden
und solche Entscheidungen als Entscheidungsprä-
missen für weiteres Entscheiden in Kraft setzen
können“ (Luhmann 2000b: 388). Nun spricht si-
cherlich zunächst nichts gegen die Auffassung, dass
Organisationen über die Möglichkeit verfügen,
Entscheidungen zu treffen, die für alle Mitglieder
als bindend angesehen werden. Ferner stattet das
Sondermedium kommunikativer Endscheidungen
Organisationen mit der Möglichkeit aus, Repräsen-
tanten zu wählen, die die Organisation nach außen
vertreten. Aus den Grundannahmen des Autopoie-
sis-Konzepts ergibt sich jedoch zwingend, dass auch
diese Entscheidungen – wie im übrigen auch die
Entscheidung für ein Nach-Außen-Kommunizieren
– stets interne Operationen organisierter Sozialsys-
teme sind, also die Organisation nicht verlassen
können. Die Organisation selbst mag das anders se-
hen, mag sich also als kommunizierende Einheit be-
schreiben. Hierbei handelt es sich jedoch um eine
Selbstbeschreibung. Die Autopoiesis-Theorie unter-
scheidet sorgfältig zwischen operativer Selbsterzeu-
gung der Organisation und Selbstbeschreibung der
Organisation. Auf operativer Ebene bleibt grenz-
überschreitendes Kommunizieren ausgeschlossen,
auf der Ebene der Selbstbeschreibung nicht – weil
hier Kommunikation handlungstheoretisch in ein
nach außen orientiertes Mitteilungshandeln umge-
deutet wird. Damit ergibt sich das gleiche Resultat
wie im Abschnitt zuvor. Bei der These der Kom-
munikationsfähigkeit von Organisationen, die Luh-
mann stark macht, handelt es sich, streng genom-
men, um eine handlungstheoretische Aussage –
kompatibel mit dem systemtheoretischen Aus-
gangspunkt ist sie nicht.
Als Ergebnis dieser Überlegungen bleibt festzuhal-
ten: Offenbar ist es Luhmann nicht gelungen, das
Verhältnis von Funktions- und Organisationssyste-
men konsistent, d.h. in theorieadäquater Weise zu
beschreiben. Seine Ausführungen stehen vielmehr,
wie gezeigt, in deutlichem Widerspruch zu seinen
konzeptionellen Ausgangsentscheidungen. Das gilt
nicht allein für seine Aussage, dass die moderne Ge-
sellschaft die Möglichkeit innergesellschaftlicher
Kommunikation über Subsystemgrenzen mittels in-
terorganisatorischer Verständigung hinweg zur Ver-
fügung stellt. Vielmehr basiert diese Annahme auf
weitergehenden Aussagen zum relationalen Zusam-
menhang von codeorientierten Teilsystemen und
entscheidungsbasierten Organisationssystemen, die
mit den Ausgangsentscheidungen der Theorie sozia-
ler Systeme kollidieren.
II.
Weder die Auffassung einer eindeutigen Zuordnung
organisierter Sozialsysteme zu gesellschaftlichen
Funktionssystemen noch die These einer grenz-
überschreitenden Kommunikationsfähigkeit von Or-
ganisationen sind mit dem Autopoiesis-Konzept
vereinbar. Zugleich resultieren aus den beiden An-
nahmen, wie gesehen, bestimmte gesellschafts- und
steuerungstheoretische Konsequenzen, mit denen
sich Luhmann dem soziologischen ‚common sense‘
wieder annähert. Man könnte hieraus die Schluss-
folgerung ziehen, den autopoietischen Ballast voll-
ständig über Bord zu werfen: Zum einen gelangt
man mit den tradierten handlungstheoretischen
Mitteln der Soziologie zu ähnlichen Resultaten wie
die Systemtheorie – und das, ohne sich erst auf die
komplexe Begrifflichkeit der Theorie selbstreferen-
tieller Systeme einzulassen; zum anderen folgt ja
auch die Argumentation Luhmanns nicht streng
den Prämissen der Theorie selbstreferentieller, ope-
rativ geschlossener Systeme.
Eine derartige Position macht es sich m. E. zu ein-
fach. Deshalb soll ein davon abweichender Weg
eingeschlagen werden. Im Weiteren wird die Theo-
rie sozialer Systeme, angelehnt an eine Begrifflich-
keit von Lakatos (1982), als heuristisches For-
schungsprogramm gelesen. Zum harten Kern des
systemtheoretischen Programms zähle ich, neben
einigen differenz- und beobachtungstheoretischen
Aussagen, auch das Autopoiesis-Konzept. Dieser
Kern wird hier konsequent beibehalten. Modifika-
tionen werden ausschließlich am Schutzgürtel der
Theorie vorgenommen. Hierzu rechne ich sowohl
die Zuordnungsthese als auch die Annahme einer
Kommunikationsfähigkeit organisierter Sozialsyste-
me. Die Änderungen, die ich im Folgenden an die-
sen beiden Aussagen vornehme, zielen darauf ab,
das systemtheoretische Potenzial für die Beschrei-
bung von ‚kooperativen‘ Einrichtungen und inter-
organisatorischen Netzwerken – um diese Begriffe
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zunächst beizubehalten – zu nutzen, ohne dabei den
harten Kern der Theorie preiszugeben. Es wird also
nicht geleugnet, um ein mögliches Missverständnis
von vornherein auszuräumen, dass die moderne Ge-
sellschaft über institutionelle Errungenschaften wie
Verhandlungssysteme, Runde Tische, Konzertierte
Aktionen, Koordinationsgremien, etc. verfügt, an
der eine Mehrzahl von Organisationen beteiligt
sind. Hält man sich konsequent an die Perspektive
der autopoietischen Systemtheorie, dann wird man
diese Einrichtungen jedoch auf eine andere Art und
Weise beschreiben, als es innerhalb der gesell-
schafts- und steuerungstheoretischen Debatte zu-
meist geschieht.
Den Überlegungen ist eine weitere wissenschafts-
theoretische Vorüberlegung voranzustellen. Dem
Grundbegriff der operativen Geschlossenheit
kommt – dieser Punkt wird von Kritikern des Auto-
poiesis-Konzepts häufig zu wenig beachtet – kein
empirischer Erklärungswert zu (vgl. Fuchs 1997:
58, Luhmann 2000b: 49), was keineswegs dasselbe
meint wie die Aussage, bei der Systemtheorie han-
dele es sich um eine nicht-empirische Theorie. Aber
wie für jede Theorie so gilt auch für die System-
theorie, dass sie auf Grundbegriffe angewiesen ist,
die den Raum beobachtbarer Phänomene über-
haupt aufspannen, die die Theorie also erst in die
Lage versetzen, empirische und damit wahrheits-
fähige Aussagen über die Welt zu formulieren. Von
einem Grundbegriff ist zu verlangen, dass er, in ko-
härenter Abstimmung mit anderen Begriffen der
Theorie, etwas beobachtbar macht, was ohne ihn
nicht sichtbar wäre. Begriffliche Ausgangsentschei-
dungen gehen der Formulierung empirischer Hypo-
thesen voraus – wenngleich empirische Erkenntnis-
se auch auf begriffliche Ausgangsentscheidungen
zurückwirken.9 Grundbegriffe können, in aller Kür-
ze formuliert, nicht wahr oder falsch sein. Insofern
ist auch die in der Debatte über die Systemtheorie
häufig gestellte Frage verfehlt, welche der beiden
Parteien denn nun Recht hat: diejenigen, die die
operative Geschlossenheit von Systemen betonen
oder die, die die Offenheit favorisieren. Anders als
empirische Hypothesen lassen sich begriffliche Aus-
gangsentscheidungen einer Theorie nicht an ihrem
Wahrheitsgehalt messen. Sie sind vielmehr danach
zu beurteilen, ob und inwieweit sie sich zweck-
mäßig, erkenntnisfördernd, tragfähig etc. erweisen,
also danach, welches heuristische Potenzial sie ent-
falten, was man mit ihrer Hilfe sehen kann und na-
türlich auch: was man mit ihrer Hilfe nicht sehen
kann. Die Annahme, die den weiteren Ausführun-
gen zugrunde liegt, lautet jedenfalls, dass die
autopoietische Systemtheorie einen Blick auf den
relationalen Zusammenhang von Funktions- und
Organisationssystemen freigibt, der dem gesell-
schaftstheoretischen ‚common sense‘ bislang ver-
schlossen geblieben ist.
Ausgehend von diesen Vorüberlegungen möchte ich
mich in einem ersten Schritt erneut der Zuord-
nungsthese zuwenden. Organisationen lassen sich
nicht, so haben die vorhergehenden Überlegungen
gezeigt, gesellschaftlichen Subsystemen eindeutig
zuordnen, auch bilden sie keine Teilsysteme von
Funktionssystemen. Ebenso wenig macht im Rah-
men des Autopoiesis-Konzepts die Annahme Sinn,
dass organisierte Sozialsysteme zugleich an mehre-
ren gesellschaftlichen Teilsystemen operativ mitwir-
ken. Folgt man dem System/Umwelt-Paradigma,
dann gibt es nur zwei Möglichkeiten der Zuord-
nung von zwei Systemen: Entweder bildet ein Sys-
tem ein Teilsystem des anderen Systems oder aber
beide Systeme bleiben füreinander Umwelt. Aus
dem Gesagten ziehe ich die Schlussfolgerung, dass
Organisationen nicht innerhalb, sondern außerhalb
von Funktionssystemen, also in deren Umwelt ope-
rieren.10 Damit wird selbstverständlich nicht be-
stritten, dass Organisationen Teil des Gesellschafts-
systems sind. Die Gesellschaft als das umfassende
System aller aufeinander Bezug nehmender Kom-
munikationen umgreift eine Vielzahl unterschiedli-
cher Systeme und Systemtypen, u.a. entscheidungs-
basierte Organisationssysteme und codeorientierte
Funktionssysteme. Beide Systemtypen tragen je-
doch auf ihre je eigene Weise zur Fortsetzung der
gesellschaftlichen Autopoiesis bei. Bei Organisatio-
nen und Funktionssystemen handelt es sich somit
um getrennt operierende Systeme, die sich nicht
überlappen oder überschneiden. Abgelehnt wird
mit dieser Beschreibung auch eine Art ‚Bauprinzip‘
sozialer Ordnung, wonach das Gesellschaftssystem
sich in Funktionssysteme ausdifferenziert, die sich
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9 Mit diesem Zusatz möchte ich dem Verdacht entgegen-
wirken, dass es sich bei der Theorie sozialer Systeme um
eine Neuaufnahme des transzendentalphilosophischen
Projekts handelt. Transzendentale Theorien blockieren
den autologischen Rückschluss auf sich selbst, indem sie
ausschließen, dass die Bedingungen der Erkenntnis durch
die Ergebnisse der Erkenntnis in Frage gestellt werden.
Ein derartiger autologischer Rückschluss ist für die Theo-
rie sozialer Systeme, hier gelesen als Spielart einer natura-
lisierten Beobachtungstheorie, aber geradezu typisch.
10 In analoger Weise wäre, ohne dass das hier im Einzel-
nen gezeigt werden kann, auch der relationale Zusammen-
hang von Funktionssystemen und anderen Typen sozialer
Systeme (Interaktionssysteme, Soziale Bewegungen) zu er-
läutern.
wiederum aus Organisationssystemen zusammen-
setzen – ähnlich einem Wohnhaus, das aus unter-
schiedlichen Etagen besteht, die jeweils wiederum
mehrere Zimmer umfassen.
Räumliche Metaphern erweisen sich überhaupt un-
geeignet, um das Verhältnis von autopoietischen
Systemen zu beschreiben (vgl. Luhmann 1990: 37).
Mit dem Begriff der sozialen Autopoiesis ist kein
räumliches Geschehen, sondern ein Sinngeschehen
gemeint. Die These einer operativen Trennung von
Funktions- und Organisationssystemen besagt so-
mit auch nicht, dass beide Systemtypen substantiell
nebeneinander existieren wie Dinge im Raum. Viel-
mehr ist damit gemeint, dass die durch das Medium
kommunikativen Sinns geknüpften rekursiven
Netzwerke, mit deren Hilfe die basalen Systemein-
heiten produziert und reproduziert werden,
zwangsläufig verschieden sind. Die Unterschied-
lichkeit selbstreferentieller Anschluss- und Verwei-
sungszusammenhänge schließt umgekehrt nicht
aus, dass Funktions- und Organisationssysteme
kurz- bzw. längerfristig aufeinander angewiesen
sind. Gesellschaftliche Subsysteme werden ständig
durch das Operieren von Organisationen mit Über-
raschungen, Störungen, Enttäuschungen versorgt
wie sich umgekehrt Organisationen in besonderer
Weise durch Funktionssysteme irritieren lassen.
Zur Beschreibung dieses Sachverhalts hält die
Theorie sozialer Systeme die Begriffe der operativen
und strukturellen Kopplung bereit.11
Mit dem Begriff der operativen Kopplung wird eine
momenthafte Kopplung einer Einzeloperation eines
Systems mit einer Einzeloperation eines anderen, in
der Umwelt operierenden Systems bezeichnet (vgl.
Luhmann 1993a: 440f.). Operative Kopplungen
halten in der Zeit nicht stand, sie sind also allein
auf Ereignislänge möglich. Bei aller Gleichzeitigkeit
und Simultanität des Geschehens sind die operativ
miteinander gekoppelten Elementarereignisse kei-
neswegs identisch. Das ist schon deshalb aus-
geschlossen, weil die gekoppelten Operationen in
unterschiedliche rekursive Netzwerke eingebunden
sind, also über unterschiedliche Vergangenheiten
und Zukünfte verfügen, divergierende Anschlüsse
aufweisen und somit von beiden Systemen unter-
schiedlich identifiziert werden. Exakt in diesem Sin-
ne sind Funktionssysteme und Organisationen ope-
rativ gekoppelte Einheiten.
Das Gesagte lässt sich am Beispiel der operativen
Kopplung vom Wissenschaftssystem und einer For-
schungsorganisation erläutern. Die Wissenschaft
stellt ein funktional ausdifferenziertes Subsystem
der Gesellschaft dar, das sich am Code Wahrheit/
Unwahrheit orientiert. Bei der Forschungsorganisa-
tion handelt es sich um ein Sozialsystem, das fort-
laufend Entscheidungen durch Entscheidungen
reproduziert. Wissenschaft und Forschungsorgani-
sation operieren überschneidungsfrei, sie teilen sich
somit weder elementare noch strukturelle Einhei-
ten. Auch wenn beide Systemtypen an Vielzahl von
gleichen Geschehensabläufen beteiligt sind, so neh-
men sie doch einen unterschiedlichen Zugriff da-
rauf vor, identifizieren die Einzelvorgänge also auf
verschiedene Weise. Die Abfassung eines For-
schungsberichts etwa erhält im Kontext der Wissen-
schaft und der Forschungsorganisation eine unter-
schiedliche Bedeutung. Auf der einen Seite handelt
es sich bei einem Forschungsbericht um eine Opera-
tion des Wissenschaftssystems, wobei im rekursiven
Rück- und Vorgriff auf weitere Operationen der
Wissenschaft, also unter Hinzuziehung wissen-
schaftlicher Theorien und Methoden, bestimmte
Forschungsergebnisse dargestellt und damit zu-
gleich frühere Forschungsresultate aufgenommen,
bestätigt, widerlegt, modifiziert, weitergeführt etc.
werden. Auf der anderen Seite stellt der For-
schungsbericht eine Operation der Forschungs-
organisation dar, mit der der Nachweis der Leis-
tungserfüllung erbracht, die Anschaffung neuer
Büromöbel oder die Verlängerung/Entfristung des
Arbeitsvertrags begründet wird. Die Wissenschaft
fragt nicht danach, ob der Autor einer wissen-
schaftlichen Publikation für seine Tätigkeit auch
entlohnt wird. Der Forschungsorganisation geht es
nicht primär um die Wahrheit/Unwahrheit des For-
schungsberichts, wenngleich nicht auszuschließen
ist, dass organisationsintern darauf Bezug genom-
men wird, allerdings nur, um hieraus organisations-
spezifische Entscheidungsvorschläge abzuleiten.
Das gleiche Geschehen ist in unterschiedliche
Kontexte eingelassen, die ihm unterschiedliche
Sinnbedeutungen zuweisen – so dass allenfalls ein
ontologischer Beobachter an der Beschreibung fest-
halten könnte, es handele sich um das gleiche Ge-
schehen. The same is different. Der Grund für die
Differenz liegt darin, dass jedes System durch das
rekursive Netzwerk der eigenen Operationen fest-
legt, was im System als Element mitwirken kann.
Die Behauptung einer Mehrsystemzugehörigkeit
von Elementen abstrahiert von der rekursiven Ver-
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11 Aus dem Vorschlag, Funktions-, Organisations- und In-
teraktionssysteme als getrennt operierende, autopoietische
Einheiten zu begreifen, resultiert somit eine Aufwertung
des konzeptionellen Stellenwerts der Theorie operativer
und struktureller Kopplung. Damit wird eine sich bereits
länger abzeichnende Tendenz fortgesetzt; vgl. Luhmann
1997: 776ff.
netzung der betreffenden Operation mit anderen
Operationen des gleichen Systems. Sobald die
selbstreferentiellen Verweisungszusammenhänge be-
rücksichtigt werden, wird deutlich, dass es sich bei
Funktions- und Organisationssystemen um unter-
schiedliche, wenngleich operativ vielfach gekoppel-
te Systeme handelt, die gerade aufgrund der Ver-
schiedenartigkeit ihrer rekursiven Netzwerke auch
unterschiedliche Einheiten produzieren. Systemgren-
zen wirken dabei als Interdependenzunterbrechun-
gen: Wechselseitige, über operative Kopplungen
vermittelte Einflüsse von Funktions- und Organisa-
tionssystemen sind damit nicht ausgeschlossen, je-
doch direkte, kausale Zugriffe von einem System
auf das andere.
Funktions- und Organisationssysteme sind jedoch
nicht allein operativ, sie sind auch strukturell ge-
koppelt. Eine strukturelle Kopplung liegt vor, wenn
ein System bestimmte Eigenschaften seiner operativ
unerreichbaren Umwelt dauerhaft voraussetzt. Der
Begriff der strukturellen Kopplung ist somit nicht
allein auf System-System-Beziehungen, sondern all-
gemeiner auf System/Umwelt-Beziehungen aus-
gerichtet. Strukturelle System-System-Kopplungen
stellen einen Sonderfall dar (vgl. Luhmann 1997:
105). In diesem Fall setzt das System nicht be-
stimmte Umweltbedingungen, sondern spezifische
Leistungen von anderen Systemen (desselben oder
eines anderen Typs) auf Dauer voraus. Strukturelle
Kopplungen „erleichtern (. . .) Einflüsse der Umwelt
auf das System“ (Luhmann 1993a: 441), indem sie
das System mit Irritationen versorgen. Im Kontext
der Theorie sozialer Systeme meint der Begriff der
Irritation stets Selbstirritation, bezeichnet also ei-
nen systeminternen Vorgang, „für den es in der
Umwelt des Systems keine Entsprechung gibt“
(Luhmann 1990: 40). Irritationen sind nicht Folge
externer Vorgänge, sondern resultieren aus der in-
ternen Enttäuschung systemeigener Erwartungen.
Einrichtungen struktureller Kopplungen sind eben-
so wie operative Kopplungen keine Phänomene, die
zwischen Systemen existieren, sie verfügen also
über keinen eigenständigen Ort, sondern werden
von den gekoppelten Systemen jeweils systemspezi-
fisch in Anspruch genommen. Kurz gesagt: Opera-
tive und strukturelle Kopplungen besitzen einen
polyvalenten Charakter. Als strukturell gekoppelte
Systeme sind Funktions- und Organisationssyste-
me, die sich wechselseitig mit Irritationen versor-
gen, dauerhaft aufeinander angewiesen. Man könn-
te dann auch zeigen, dass die funktionale
Ausdifferenzierung gesellschaftlicher Subsysteme
und die Konstitution von Organisationen, his-
torisch betrachtet, parallel verlaufen ist. Evolu-
tionstheoretisch wäre somit von einer Koevolution
codeorientierter Funktionssysteme und entschei-
dungsbasierter Organisationen zu sprechen. Wir
könnten uns die moderne Politik in der uns bekann-
ten Form ohne administrative Verwaltungseinhei-
ten, ohne Parteien und Verbände, also ohne Organi-
sationen kaum vorstellen. Vor allem wäre es ohne
die Parallelkonstitution moderner Staatsorganisa-
tionen wohl nicht zur funktionalen Ausdifferenzie-
rung des politischen Systems gekommen – womit
keineswegs gesagt ist, dass die moderne Politik
auch zukünftig stets auf staatliche Organisationen,
so wie wir sie heute kennen, angewiesen sein wird.
Bei der Kritik der Zuordnungsthese ist weiter oben
von einer Mehrfachbeteiligung von Organisationen
an Funktionssystemen die Rede gewesen. Diese
Aussage lässt sich nun mit Hilfe des systemtheoreti-
schen Kopplungsbegriffs reformulieren. In der Re-
gel sind Organisationen nicht nur mit einem ein-
zigen Funktionssystem, sondern mit einer Vielzahl
von Funktionssystemen operativ und strukturell ge-
koppelt. Zugleich gilt, dass die gesellschaftlichen
Subsysteme zur Fortsetzung ihrer Operationen auf
das gleichzeitige Operieren einer Vielzahl organi-
sierter Sozialsysteme angewiesen bleiben. Die vor-
genommene ‚Vertreibung‘ der Organisationssyste-
me aus dem Zentrum in die Umwelt der
Funktionssysteme impliziert also keine Abwertung
von Organisationen. Überhaupt wird mit der Unter-
scheidung zwischen System und Umwelt keine Ge-
wichtung vorgenommen (vgl. Luhmann 1984:
244). Das System ist nicht wichtiger, aber eben
auch nicht unwichtiger als die Umwelt, weil beide
wechselseitig aufeinander angewiesen sind: Ohne
Systeme ließe sich nicht sinnvoll von einer Umwelt
sprechen, wie ohne Umwelt keine Systemkonstitu-
tion und Systemreproduktion vorstellbar wäre.
Am Ende dieses Abschnitts ist noch kurz auf zwei
Einwände gegen den Theorievorschlag einzugehen.
Der erste Einwand kritisiert die Auffassung, Orga-
nisationen als Teil der Umwelt von gesellschaftli-
chen Funktionssystemen zu begreifen, als kontra-
intuitiv, der zweite als unrealistisch.12 Gerade auch
wenn der Aussage beigepflichtet wird, dass die ge-
nannte Auffassung alltagsweltlichen Intuitionen wi-
derspricht, so erwächst m. E. daraus doch kein
grundsätzliches Argument dagegen. Alltagswelt-
liche Vertrautheiten und Intuitionen bilden eben
keine letzte Basis der wissenschaftlichen Forschung.
Vielmehr gilt, dass wissenschaftliche Erkenntnisse
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12 Der erste Einwand findet sich bei Schmidt (1999: 72,
Fußn. 8), der zweite wird von Berger (1992: 161) formu-
liert; vgl. hierzu auch Fußnote Nr. 5.
eine Destruktion primärer Evidenzen vornehmen,
also alltagsweltliche Intuitionen entwerten und
durch abstraktere Annahmen ersetzen. Ebenso
greift der Einwand der Realitätsferne ins Leere.
Theorien lassen sich nicht mit dem schlichten Hin-
weis auf die Realität widerlegen, da es sich hierbei
stets um kommunikative Aussagen handelt, die
selbst wiederum, gerade auch wenn sie empirischen
Gehalt beanspruchen, theorieimprägniert sind, also
von grundbegrifflichen Entscheidungen abhängen.
Selbstverständlich ist nicht ausgeschlossen, für ein
alternatives Theoriemodell eine grundsätzliche
Überlegenheit gegenüber dem Autopoiesis-Konzept
zu beanspruchen, aber für die Einlösung dieses An-
spruchs ist offensichtlich ein größerer Aufwand er-
forderlich als der einfache Hinweis auf die Realität.
III.
Damit komme ich zur Reformulierung der These ei-
ner Kommunikationsfähigkeit von Organisationen.
Orientiert man sich an den Prämissen des Auto-
poiesis-Konzepts, dann ist ein operativer Kontakt
zwischen zwei Organisationssystemen vollkommen
ausgeschlossen. Nicht ausgeschlossen ist dagegen,
dass zwei Organisationssysteme in eine Situation
doppelter Kontingenz geraten, sich also beobach-
ten, wechselseitig Erwartungen aufbauen und sich
mit ihren stets internen Operationen am jeweiligen
Gegenüber orientieren. Eine Grundannahme der
Theorie sozialer Systeme besagt, dass zwei operativ
geschlossene Systeme, die es in diesem Sinne mit-
einander zu tun bekommen, ein drittes System kon-
stituieren. Dieses Drittsystem ist mit keinem der
beiden Ausgangssysteme identisch, sondern etab-
liert eine eigenständige System/Umwelt-Differenz.
Für zwei psychische Systeme, die aufeinander tref-
fen, ist eine direkte Kommunikation ausgeschlos-
sen. Statt dessen konstituiert sich ein soziales
System. In analoger Weise kommt es beim Zusam-
mentreffen zweier Organisationen zur Konstitution
bzw. ‚Einschaltung‘ eines Drittsystems.13 Eine sys-
temtheoretische Beschreibung einer ‚Interorganisa-
tionskommunikation‘ verlangt somit, zumindest
drei Systeme zu unterscheiden: zwei Organisations-
systeme und ein Drittsystem, das die Kommunika-
tion operativ vollzieht. Dabei gilt, dass alle drei Sys-
teme füreinander Umwelt bleiben, sie sich also
nicht überschneiden oder gar miteinander ver-
schmelzen. Kommunikationstheoretisch lässt sich
festhalten, dass mit der Konzeption der Autokataly-
se bzw. Eintaktung eines Drittsystems das hand-
lungstheoretische Modell einer direkten Interaktion
zwischen ego und alter ohne Rest überwunden
wird. Kommunikation gilt nicht länger als ein Pro-
zess der Abgleichung oder gar Angleichung der
Ausgangsperspektiven, wie die klassische Soziolo-
gie entlang der Begriffe der Wechselwirkung oder
gar der Reziprozität der Perspektiven vermutet hat-
te. Vielmehr wird Kommunikation als emergente
Ordnungsebene begriffen. Das besagt, dass Kom-
munikation in den Perspektiven der Beteiligten
nicht aufgeht, sondern diesen eine weitere hin-
zufügt – wobei gilt, dass die Kommunikation die sie
ermöglichenden Perspektiven zwar voraussetzt, sie
diese aber nicht vollständig kontrollieren oder be-
rechnen kann.
Eine weitere Anmerkung ist bezüglich des Begriffs
des Drittsystems hinzuzufügen. Der Terminus soll
darauf hinweisen, dass in Situationen doppelter
Kontingenz zu den Ausgangssystemen rein nume-
risch ein weiteres System hinzukommt. Der Vor-
schlag ist somit nicht in Richtung einer Erweiterung
der Luhmannschen Systemtypologie – etwa um den
Typus eines ‚Interorganisationssystems‘ – zu verste-
hen. Drittsysteme, die durch das Zusammentreffen
von Organisationen zustande kommen, bilden kei-
nen zusätzlichen Typus sozialer Systeme. Als Dritt-
systeme können etwa Interaktionssysteme auftre-
ten, aber auch wiederum Organisationen, man
denke nur an Dachorganisationen, die sich durch
das Aufeinandertreffen einer Vielzahl von Organi-
sationen konstituieren. Vor allem Funktionssysteme
übernehmen die Rolle von Drittsystemen. Damit
wird der weiter oben explizierte Vorschlag, Organi-
sationssysteme und Funktionssysteme als getrennt
operierende Einheiten zu begreifen, erneut auf-
gegriffen. Gerade weil Organisationen in der Um-
welt gesellschaftlicher Subsysteme operieren, kön-
nen Funktionssysteme als Drittsysteme fungieren.
Im Falle einer monetären Transaktion etwa, an der
zwei Unternehmensorganisationen beteiligt sind,
wird die Wirtschaft als Drittsystem ‚eingetaktet‘.
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13 Luhmann (1984: 148) hat in seinen Ausführungen zum
Problem doppelter Kontingenz explizit die Möglichkeit
offen gehalten, dass neben psychischen Systemen auch so-
ziale Systeme als Ausgangssysteme doppelter Kontingenz
fungieren, auf deren Basis sich ein Drittsystem konstitu-
iert. Fuchs (1999: 94) gebührt das Verdienst, am Beispiel
von Interventionssystemen als erster das Theorem der
doppelten Kontingenz zur Beschreibung ‚interorganisato-
rischer‘ Kommunikation herangezogen zu haben: „Wenn
zwei Organisationen Verhandlungen aufnehmen, ver-
mischen und vermaschen sich offenkundig nicht die Ope-
rationen beider Systeme. Statt dessen entsteht ein Drittsys-
tem.“
Dabei gilt, dass es sich bei der Zahlung um eine ele-
mentare Operation der Wirtschaft, nicht jedoch der
Organisationen handelt – eine Organisation kann
einer anderen Organisation nichts ‚abgeben‘. Zu-
gleich gilt, dass die Unternehmensorganisationen
an der monetären Transaktion beteiligt, also mit
dem Wirtschaftssystem gekoppelt sind. Der Begriff
der Kopplung unterstellt, wie gesehen, keine Über-
schneidung der Systeme, insofern widerspricht er
auch nicht der Annahme der operativen Geschlos-
senheit autopoietischer Systeme. Das Geschehen
wird von den beteiligten Systemen jeweils anders
identifiziert. Allein die Wirtschaft behandelt das
Geschehen als Zahlung, mit der Zahlungsfähigkeit
weitergeleitet wird, an die also weitere Zahlungen
anschließen können. Und allein die Wirtschaft dis-
poniert als operativ geschlossenes System über die
weitere Geldverwendung. Organisationssysteme
nehmen einen davon abweichenden Zugriff auf das
Geschehen vor. „Man blickt nicht dem ausgegebe-
nen Geld hinterher, man blickt in die eigene Bilanz“
(Luhmann 1988: 307). Organisationsintern wird
das Geschehen als erfolgreiche oder fehlgeschlagene
Entscheidung bilanziert, die weitere Entscheidun-
gen nach sich zieht, etwa die Entscheidung der Pro-
duktionsumstellung, des Personalabbaus, des Bör-
sengangs etc.14
Mit dem zuvor Gesagten hängt ein weiterer Ge-
sichtspunkt unmittelbar zusammen. Organisatio-
nen fungieren als Attributionsadressen gesellschaft-
licher Kommunikation. Diese Aussage trägt dem
Sachverhalt Rechnung, dass soziale Systeme sich
selbst als Handlungssysteme beschreiben, Kom-
munikation also als Handlung ausgeflaggt wird.
„Kommunikation ist die elementare Einheit der
Selbstkonstitution, Handlung ist die elementare
Einheit der Selbstbeobachtung und Selbstbeschrei-
bung sozialer Systeme.“ (Luhmann 1984: 241) Was
eine Handlung ist, welche Gründe, Ursachen und
Folgen sie hat, ist demzufolge weder substantiell
festgelegt noch durch innerpsychische Bewusst-
seinsakte eines Subjekts bestimmt, sondern wird
durch kommunikative Zuschreibungen ausgewie-
sen.15 Das soziale Geschehen errechnet Markie-
rungspunkte, denen dann Kommunikation als Mit-
teilungshandlungen zugeschrieben werden. Auf
diese Weise konstituiert die Kommunikation inter-
ne Konturen und Orientierungseinheiten, weist
dem Geschehen einen Richtungssinn zu, schafft sich
nicht zuletzt Anschluss- und Anknüpfungspunkte,
die für die Weiterbewegung der sozialen Autopoie-
sis erforderlich sind (vgl. Luhmann 1990: 38). Die
Selbstbeschreibung der Kommunikation als Hand-
lung stellt eine funktional notwendige Selbstsimpli-
fizierung dar. Zum einen nimmt die Zurechnung ei-
ne beträchtliche Vereinfachung vor, indem sie
Kommunikation als dreistellige Einheit von Infor-
mation, Mitteilung und Verstehen auf Mitteilungs-
handlungen, also auf eine ihrer drei Komponenten
hin reduziert. Zum anderen erreicht die Zuschrei-
bung eine für die Fortsetzung des autopoietischen
Reproduktionsgeschehens notwendige Asymmetri-
sierung, indem das soziale Geschehen mit Punktua-
lisierungen ausgestattet wird, auf die die weitere
Kommunikation dann zugreifen, von denen sie sich
abstoßen und auf die sie sich hin orientieren kann.
Im Anschluss an einen Begriffsvorschlag von Fuchs
(1997) lassen sich die Orientierungspunkte, denen
Kommunikationen als Handlungen zugerechnet
werden, als kommunikativ konstituierte Adressen
bezeichnen. Der Begriffsvorteil besteht darin, dass
er zunächst offen hält, in welcher Weise die Zurech-
nungseinheiten näher bestimmt werden. Die Aus-
führungen von Luhmann konzentrieren sich weit-
gehend auf individuelle Personen. Mit dem
Terminus der Person sind im Kontext der Theorie
sozialer Systeme keine Menschen aus Fleisch und
Blut, keine Subjekte oder Akteure gemeint. Per-
sonen „leben nicht, sie denken nicht, sie sind Kon-
struktionen der Kommunikation für Zwecke der
Kommunikation. Sie verdanken ihre Einheit der
Autopoiesis des sozialen Systems der Gesellschaft,
dessen Produkte sie sind.“ (Luhmann 2000b: 90f.)
Es wäre jedoch unrichtig zu sagen, dass die gesell-
schaftliche Kommunikation Adressen allein in
Form individueller Personen konstituiert. Daneben
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14 Hinzuzufügen ist, dass eine Reihe weiterer Systeme an
dem beschriebenen Geschehen operativ und strukturell ge-
koppelt sind. Man denke etwa an das Rechtssystem, das
den Vorgang als Vertrag behandelt, man denke ferner an
die beteiligten psychischen Systeme, die einen wiederum
anderen Zugriff auf das Geschehen vornehmen. Damit ist
nicht ausgeschlossen, dass ein Beobachter das Geschehen
als systemübergreifendes Ereignis beobachtet. Sobald je-
doch die rekursive Vernetzung der Systemoperationen in
den Blick genommen werden, lässt sich der polyvalente
Charakter des Geschehens beobachten, also sehen, dass
die verschiedenen Systeme jeweils unterschiedlich auf das
Geschehen zugreifen. Ähnlich argumentiert Teubner
(1997: 313), der an dem Begriff der Hybridisierung des
Vertrags entlang darauf aufmerksam macht, dass die Ein-
heit einer vertraglichen Einigung in eine Mehrheit von
Systemoperationen auseinander fällt.
15 Mit dem Gesagten wird selbstverständlich nicht aus-
geschlossen, dass auch psychische Systeme sich an ‚Hand-
lungen‘ orientieren, also Handlungen bewusst intendieren
oder planen können. Sozial folgenreich ist jedoch allein
die kommunikative Disposition von Handlungen.
fungieren in der modernen Gesellschaft auch Orga-
nisationen als Zurechnungsinstanzen. Das Rechts-
system etwa orientiert sich neben natürlichen Per-
sonen auch an juristischen Personen, verleiht den
Titel der Rechtsperson also auch organisierten Sozi-
alsystemen, spricht ihnen somit Kommunikations-
und Handlungsfähigkeit zu, etwa die Fähigkeit,
Verträge zu schließen (vgl. Teubner 1987). Immer
dann, wenn Organisationen kommunikativ thema-
tisiert werden, also als soziale Adressen behandelt
werden, spreche ich im Weiteren allgemein von kor-
porativen Personen. Ebenso wie bei individuellen
Personen handelt es sich bei korporativen Personen
um kommunikativ produzierte Einheiten, um kom-
munikative Strukturen, die die Kommunikation
ausschließlich für Zwecke der Kommunikation er-
zeugt. Ebenso wie individuelle Personen verfügen
korporative Personen über Eigennamen, so dass
sich die Kommunikation über Labels, Symbole oder
Parteiabzeichen auf sie beziehen, sie ‚ansprechen‘
oder thematisieren kann. Und ebenso wie individu-
elle Personen von psychischen Systemen zu unter-
scheiden sind, sind auch korporative Personen kei-
neswegs mit Organisationssystemen identisch.16
Die zuletzt genannte Überlegung verweist darauf,
dass sich aus der Perspektive der Theorie sozialer
Systeme Organisationen unter einem Doppelaspekt
thematisieren lassen: als Organisationssysteme und
als korporative Personen. Als Organisationssysteme
stellen Organisationen einen besonderen Typus so-
zialer Systeme dar, die sich dadurch reproduzieren,
dass sie Entscheidungen rekursiv an Entscheidun-
gen anschließen. Als korporative Personen handelt
es sich bei Organisationen um kommunikativ kon-
stituierte Zuschreibungsinstanzen. Wenngleich sich
beide Aspekte wechselseitig ergänzen, so sind sie
begrifflich doch sorgfältig zu unterscheiden. Orga-
nisationssysteme bestehen aus einer Riesenmenge
kommunikativer Entscheidungen, die für sich
selbst, aber auch für externe Beobachter, intrans-
parent bleiben. Eine Vollerfassung des operativen
Geschehens ist aufgrund der internen Komplexität
von Organisationen ausgeschlossen. Aus diesem
Grunde behilft sich die Kommunikation, wenn es
darum geht, Organisationen als Ganzes zu erfassen
oder zu thematisieren, mit Simplifikationen. Für die
Fortsetzung der Kommunikation über – und nicht:
mit – Organisationen reicht es völlig aus, diese als
fiktive Kommunikationseinheiten, als handlungs-
fähige Instanzen und damit als korporative Per-
sonen zu thematisieren, ohne sich an eine aufwendi-
ge Detailanalyse der komplexen Binnenwelt der
Referenzobjekte zu machen. Mit einer gelungenen
Formulierung von Teubner (1987: 69) lässt sich sa-
gen: Bei korporativen Personen handelt es sich,
ebenso wie bei individuellen Personen, um reale
Fiktionen. Personen sind fiktiv, da sie nicht mit psy-
cho-physischen Menschen bzw. sozialen Organisa-
tionen identisch sind. Und sie sind real, weil die
Fiktion Strukturwert gewinnt. Für den angegebenen
Begriffsvorschlag spielt es im Übrigen keine Rolle,
ob die Bezeichnung der Organisation als korpora-
tive Person durch das Organisationssystem selbst
oder durch einen externen Beobachter erfolgt. Or-
ganisierte Sozialsysteme beschreiben sich selbst als
korporative Personen. Das können mehr oder weni-
ger aufwendige Reflexionsleistungen sein, etwa die
Formulierung von Organisationszielen oder die
Festlegung von Unternehmensverfassungen. Und
auch Sozialsysteme in der Umwelt behandeln Orga-
nisationen als korporative Personen, nennen sie et-
wa beim Namen, referieren sie als handlungs- und
zurechnungsfähige Einheiten.
Mit Hilfe der Unterscheidung zwischen Organisa-
tionssystem und korporativem Akteur ist es nun
möglich, die behauptete Kommunikationsfähigkeit
von Organisationen zu reformulieren. Von einer
Kommunikationsfähigkeit lässt sich nicht auf der
Ebene der operativen Selbstkonstitution, sondern
ausschließlich auf der Ebene der kommunikativen
(Selbst-)Beschreibung sprechen. Auf der Ebene der
Selbstkonstitution ist ein kommunikativer Kontakt
zwischen operativ geschlossenen Organisationssys-
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16 Wenngleich relativ freigestellt ist, welchen Instanzen so-
ziale Systeme im einzelnen Kommunikations- und Hand-
lungsfähigkeit zuweisen, so lassen sich gleichwohl deutli-
che Begrenzungen ausmachen. Teubner und Zumbansen
(2000: 209) nennen folgende Einschränkungen: „Soziale
Systeme verleihen Subjektivität also nur wenn sie (1)
Grund haben, Verstehensprozesse hinter ihren kommuni-
kativen Artefakten zu unterstellen, wenn sie (2) annehmen
können, dass diese Artefakte dasselbe bei ihren Partnern
unterstellen und (3), wenn das Subjektivität verleihende
Sozialsystem selbst eine interne Irritabilität im Verhältnis
zu den Beiträgen dieser „Subjekte“ entwickelt hat.“
Gleichwohl hat sich die gesellschaftliche Zuschreibungs-
praxis, historisch betrachtet, als äußerst variabel erwiesen.
Neben individuellen und korporativen Personen sind etwa
auch schon Götter, Teufel, Hexen, Bäume und Schreine
als kommunikations- und handlungsfähige Subjekte refe-
riert worden. Im Vergleich zu vormodernen Zuschrei-
bungssemantiken erweist sich die moderne Praxis restrik-
tiver. Aber auch hier ist die Semantik nicht auf
individuelle Personen – denen z.T. aber Subjektivität, man
denke nur an die Diskussion über Geisteskranke, auch ab-
gesprochen wird – und korporative Personen festgelegt.
Das Rechtssystem etwa hat mit der Zuweisung von gradu-
ellen Rechten an bestimmte Tierarten längst einen neuen
Subjektkandidaten auf die Bühne gebracht.
temen ausgeschlossen. Allein auf der Ebene kom-
munikativer Beschreibungen treten Organisationen
als korporative Personen in Aktion, die miteinander
kommunizieren bzw. deren Repräsentanten ‚im Na-
men der Organisation‘ Verträge schließen, politi-
sche Interessen vertreten, Waren veräußern etc.
Derartige Beschreibungen abstrahieren, indem sie
dem Geschehen ein Handlungsverständnis unterle-
gen, von der Komplexität operativer Prozesse, sie
sehen vor allem davon ab, dass an dem Vorgang zu-
mindest drei, selbstreferentiell geschlossene Sozial-
systeme beteiligt sind. Zugleich ermöglichen diese
Beschreibungen den Aufbau systeminterner Kom-
plexität: Komplexitätssteigerung also mittels Kom-
plexitätsreduktion. Instruktiv ist hier wiederum das
Beispiel des Rechtssystems, das mit der semanti-
schen Figur der juristischen Person eine für die sys-
teminterne Morphogenese äußerst folgenreiche Er-
rungenschaft hervorgebracht hat. Ein weiteres
Beispiel wäre das politische System. Hierauf wer-
den die folgenden Überlegungen näher eingehen.
IV.
Abschließend möchte ich am Beispiel der Theorie po-
litischer Steuerung auf einige Konsequenzen des Ge-
sagten hinweisen. Dass hier das Thema der politi-
schen Steuerung exemplarisch herausgegriffen wird,
erklärt sich damit, dass in der gegenwärtigen steue-
rungstheoretischen Debatte der Vorstellung einer in-
terorganisatorischen Abstimmung zwischen gesell-
schaftlichen Funktionssystemen ein prominenter
Stellenwert zukommt. Die zuvor vorgenommenen
Überlegungen zum relationalen Zusammenhang von
Funktions- und Organisationssystemen lassen sich
somit auch als Einspruch gegen das von der aktuellen
Steuerungsdiskussion gezeichnete Bild einer weit-
gehend integrierten modernen Gesellschaft lesen. Im
Weiteren wird es aus diesem Grunde auch darum ge-
hen, einige zentrale Befunde und Schlussfolgerungen
der neueren Debatte über politische Gestaltungs- und
Regulierungsmöglichkeiten im Scheinwerfer des oben
erläuterten kategorialen Bezugsrahmens zu betrach-
ten und damit zu reinterpretieren. Hinzuzufügen ist
der Hinweis, dass die theoretischen Implikationen
des zuvor Gesagten über steuerungstheoretische Fra-
gen weit hinausgehen. Politische Steuerung wird so-
mit lediglich als eines von mehreren möglichen An-
wendungsfeldern begriffen.
Dem Folgenden ist eine kurze Begriffsklärung vo-
ranzustellen. Wenn hier von der aktuellen Diskus-
sion politischer Steuerung die Rede ist, dann sind
damit zweifellos eine Vielzahl von Theorieansätzen
und -positionen angesprochen. Besondere Auf-
merksamkeit hat das Konzept des kooperativen
Staates gefunden. Daneben finden u.a. auch die Be-
griffe des Neokorporatismus, des Policy-Netzwerks
oder des Verhandlungssystems Verwendung. Die
Vielzahl der Termini weist darauf hin, dass die ein-
zelnen steuerungstheoretischen Konzepte sich an
verschiedenen Theoriepositionen orientieren, auf
unterschiedliche Diskussionszusammenhänge zu-
rückgehen, divergierende Akzentuierungen vorneh-
men, zum Teil einen disziplinspezifischen Zuschnitt
aufweisen. Abgesehen von diesen vordergründigen
Differenzen folgt die überwiegende Mehrheit der
neueren Steuerungskonzepte m. E. jedoch einem
einheitlichen Paradigmenkern. Das wird deutlich,
wenn die genannten Ansätze – als Terminus tech-
nicus für die Vielzahl der neueren steuerungstheo-
retischen Konzepte wird im Weiteren der Begriff
des kooperativen Staates verwendet – mit dem klas-
sischen Konzept politischer Steuerung verglichen
werden. Unter dem klassischen Steuerungsparadig-
ma wird hier eine Auffassung verstanden, die eine
klare Dichotomie von Staat und Gesellschaft vor-
sieht. Der Staat wird dabei als eine nach innen wie
nach außen souveräne Herrschaftsinstanz begriffen.
In dieser Perspektive fungiert der Leviathan als Ma-
krosubjekt, das die Gesellschaft mit einseitig-ho-
heitlichen Mitteln kontrolliert, reglementiert und
steuert. ‚Klassisch‘ ist diese Konzeption insofern,
als die Vorstellung einer rangmäßigen Differenzie-
rung von Staat und Gesellschaft auf eine langjäh-
rige, bis Hegel zurückreichende Begriffsgeschichte
zurückblicken kann. Aber auch gegenwärtig findet
die semantische Figur einer staatlich überwölbten
Gesellschaft noch Verwendung. Fortgeschrieben
wird sie etwa im Rechtssystem mit der Unterschei-
dung von öffentlichem und privatem Recht. Ebenso
ist in den Sozialwissenschaften lange Zeit an der
Denkfigur des Staates als einseitig-hoheitlichem
Steuerungssubjekt festgehalten worden (vgl.
Mayntz 1987). Erst in den 1980er Jahre erfolgte –
ausgehend insbesondere von der Implementations-
und Verbändeforschung, die so genannte koopera-
tive Formen der Politik in neokorporatistischen
Entscheidungsstrukturen analysierte – eine weit-
gehende Transformation des traditionellen Steue-
rungskonzepts (vgl. Mayntz 1996). Das neue Mo-
dell spricht nicht länger von politischer Steuerung
der Gesellschaft, sondern von politischer Steuerung
in der Gesellschaft oder besser: mit der Gesell-
schaft. Demzufolge handelt es sich bei politischer
Steuerung und gesellschaftlicher Selbstregelung
nicht um gegensätzliche Alternativen, sondern um
zwei sich wechselseitig ergänzende Aspekte.
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Das neue steuerungstheoretische Paradigma des ko-
operativen Staates unterscheidet sich zumindest
hinsichtlich der folgenden vier Punkte vom klassi-
schen Steuerungskonzept (vgl. Mayntz/Scharpf
1995). Erstens wird die Vorstellung vom Staat als
einheitlich strukturiertem und einheitlich handeln-
dem Steuerungssubjekt preisgegeben. An deren Stel-
le tritt die Auffassung, dass das politisch-adminis-
trative System intern vielfach differenziert ist.
Neben der Binnendifferenzierung nach Sachgebie-
ten wird vor allem die vertikale Gliederung nach
territorial definierten Ebenen (EU, Bund, Länder,
Regionen, Kommunen) betont, die den unitarischen
Nationalstaat in ein verflochtenes Mehrebenen-
system transformieren (vgl. Grande 1997). Analog
dazu behauptet der Begriff des kooperativen
Staates, zweitens, die interne Differenzierung des
gesellschaftlichen Steuerungsobjekts. Dabei wird
unterstellt, dass die Steuerbarkeit der einzelnen Re-
gelungsfelder von ihrer internen Struktur, insbeson-
dere ihrem jeweiligen Organisationsgrad abhängt
(vgl. Héritier 1993). Hinzu kommt, drittens, die
These einer weitreichenden Transformation des po-
litischen Steuerungsinstrumentariums. Demzufolge
tritt an die Stelle souveräner Entscheidungen ein
breites Arsenal ‚weicherer‘ Regulierungstechniken:
Der moderne Staat wandelt sich vom hoheitlichen
Interventionsstaat zum „Verhandlungsstaat“ (Beck
1993: 216), der Anregungen gibt, positive Anreize
setzt, moderiert, vermittelt und koordiniert (vgl.
Ritter 1979). Schließlich wird, viertens, die Auffas-
sung vertreten, dass sich vielfältige Verhandlungs-
systeme zwischen Staat und Gesellschaft heraus-
gebildet haben. Steuerung wird demnach nicht
allein vom Staat ausgeübt, sondern erfolgt durch
Entscheidungsgremien, an denen neben staatlichen
Akteuren auch private Einrichtungen und Interes-
sensorganisationen beteiligt sind. Während das
klassische Steuerungskonzept mit seinem Dualis-
mus von Staat und Gesellschaft eine differenztheo-
retische Auffassung vertritt, orientiert sich das Kon-
zept des kooperativen Staates somit an einer
integrationstheoretischen Perspektive. In dieser
Sicht sind es gerade die interorganistorischen Ver-
handlungsnetzwerke, die eine Abstimmung und
Vermittlung zwischen Politik auf der einen Seite so-
wie gesellschaftlichen Sphären auf der anderen Seite
bewirken.
Problematisch an dem damit angedeuteten Konzept
des kooperativen Staates sind nicht die empirischen
Hinweise auf die Etablierung neuer Steuerungsfor-
men oder die Einbindung privater Akteure in
Entscheidungs- und Steuerungseinrichtungen, son-
dern deren gesellschaftstheoretische Deutung. Der
Haupteinwand richtet sich gegen eine fehlende oder
unzureichende Unterscheidung von Funktions- und
Organisationssystemen. So wird etwa das politische
System weitgehend mit dem Staat bzw. mit der
Gesamtheit der Regierungs- und Verwaltungsorga-
nisationen gleichgesetzt. Hinzu kommt, dass Orga-
nisationssysteme eindeutig bestimmten Funktions-
systemen zugeordnet werden – und das, obwohl
Organisationen zugleich eine multilinguale Kom-
petenz zugesprochen wird, also die Fähigkeit, zwi-
schen verschiedenen Funktionslogiken zu wechseln
(vgl. Scharpf 1989: 15). Beide Auffassungen sind je-
doch miteinander unvereinbar. Sie führen zudem zu
unterschiedlichen gesellschafts- und steuerungs-
theoretischen Konsequenzen. Ausgehend von der
Annahme einer unmittelbaren Verschränkung von
Organisations- und Teilsystemen gelangt man zu
der Schlussfolgerung einer interorganisatorischen
Abstimmung der Teilsysteme. Demzufolge resultiert
aus der kooperativen Vernetzung etwa von Regie-
rungs- bzw. Verwaltungsorganisationen als Reprä-
sentanten der Politik mit privaten Interessensver-
bänden (Wirtschaft) oder Lehrerorganisationen
(Erziehung) zugleich eine Vermittlung von Politik
und Wirtschaft oder von Politik und Erziehung.
Entsprechend lautet die Diagnose auf gesellschaftli-
che Integration oder gar Entdifferenzierung.
Aus einer akteurstheoretischen Perspektive, der die
Protagonisten des ‚kooperativen Staats‘ weitgehend
folgen, wird die Auffassung einer direkten Zuord-
nung von Organisationen zu gesellschaftlichen Teil-
systemen unmittelbar, d.h. durch die Wahl der
Grundbegriffe, nahegelegt. Danach handelt es sich
bei den Subsystemen der Gesellschaft um komplexe
Gebilde, die sich aus individuellen und kollektiven
(bzw. korporativen) Akteuren sowie den zwischen
ihnen bestehenden Beziehungen zusammensetzen.
Organisationen, begriffen als korporative Akteure,
sind somit qua Definition Bestandteil gesellschaftli-
cher Subsysteme. In die gleiche Richtung weist auch
die Steuerungskonzeption von Willke, der vorder-
gründig eine systemtheoretische Begrifflichkeit
adaptiert. Die Verschränkung der beiden System-
typen wird in seinem Modell dadurch sichergestellt,
dass Organisationen als Repräsentanten von Teil-
systemen begriffen werden. Der Staatsorganisation
fällt dabei die Aufgabe eines Moderators bzw. Su-
pervisors zu, der in intersystemischen Diskursen
Wirtschaft, Recht, Wissenschaft, Erziehung zu ei-
genständigen Steuerungs- und Reflexionsleistungen
anleitet. Auf diese Weise erhalten die gesellschaftli-
chen Teilsysteme einen Akteurscharakter zugespro-
chen, so dass sie sich, vermittelt über repräsentative
Organisationen, miteinander über Systemgrenzen
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hinweg verständigen können – eine Vorstellung, die
sich mit den systemtheoretischen Ausgangsentschei-
dungen wohl kaum in Übereinstimmung bringen
lassen dürfte.17 Doch bereits die Grundannahme,
die sowohl der akteurs- als auch der systemtheoreti-
schen Version des ‚kooperativen Staates‘ zugrunde
liegt, erweist sich als wenig plausibel. Organisatio-
nen haben keinen festen Standort innerhalb von
Funktionssystemen, sondern partizipieren an einer
Vielzahl von Teilsystemen. Verbände würden ver-
mutlich protestieren, wollte man sie allein auf wirt-
schaftliche Tätigkeiten verpflichten und damit von
der Aufgabe, die politischen Interessen ihrer Mit-
glieder zu vertreten, befreien.18 Die akteurstheoreti-
sche Steuerungskonzeption, die vom Gebildecha-
rakter gesellschaftlicher Funktionssysteme ausgeht,
beschreibt dieses Phänomen der Mehrfachbetei-
ligung von Organisationen mit einer konflikttheo-
retischen Argumentationsfigur. Organisationen
sind demzufolge bestimmten Teilsystemen eindeutig
zugeordnet, einzelne Abteilungen der Organisation
können jedoch, da sie sich an einem anderen Teil-
system orientieren, mit dem „objektiven Sinn-
bezug“ des Leistungssystems, in dem sie unwider-
ruflich positioniert sind, in Widerspruch geraten
(vgl. Mayntz 1988). Eine derartige Beschreibung
überschätzt jedoch das faktische Ausmaß sozialer
Konflikte in organisierten Sozialsystemen.
Eine abweichende Beschreibung des gegenwärtigen
Steuerungsregimes eröffnet sich, wenn, im An-
schluss an die vorhergehenden Überlegungen, a)
streng zwischen codeorientierten Funktionssyste-
men und entscheidungsbasierten Organisationen
unterschieden wird und b) Organisationen unter ei-
nem Doppelaspekt betrachtet werden, also als ope-
rativ geschlossene Sozialsysteme und als korpora-
tive Personen. Eine derartige Perspektive ermöglicht
es, die Frage nach dem operativen Geschehen nicht
umstandslos mit der Frage nach den ‚Akteuren‘,
sprich Zurechnungsadressaten zusammenfallen zu
lassen. Damit zeigen sich auch die Phänomene, auf
die das Konzept des kooperativen Staates seinen
Blick richtet, in einem neuen Licht. Paradigmati-
schen Stellenwert für die gegenwärtige Steuerungs-
diskussion besitzen ‚kooperative‘ Einrichtungen, in
denen etwa über Fragen des Universitätsausbaus,
der Umstrukturierung des Gesundheitswesens oder
des Umweltschutzes beraten wird. Dabei geht es
um die Erarbeitung von Gesetzesvorschlägen oder
um Einzelheiten des Gesetzesvollzugs, geht es also
um kollektiv bindende Entscheidungen und damit
um Politik. In der Sprache der Systemtheorie: Das
politische System ist der operative ‚Ort‘, an dem
derartige Entscheidungen in rekursiver Vernetzung
mit weiteren Entscheidungsvorgängen vorbereitet
und hergestellt werden. Die genannten ‚kooperati-
ven‘ Verhandlungen sind dann auch nichts anderes
als Episoden des politischen Systems, in denen die
Durchsetzungsfähigkeit der eigenen Absichtsbekun-
dungen getestet, d.h. im Schema von Regierung
und Opposition geprüft, Unterstützungsbereitschaft
angeboten bzw. gefordert und über den Einsatz po-
litischer Macht entschieden wird. Wie jedes rekur-
siv geschlossene System ist die Politik fortlaufend
damit beschäftigt, ihre Umwelt mit spezifischen
Sensoren abzutasten, also ihre selbstreferentiell her-
gestellten Elemente und Strukturen mit fremdrefe-
rentiellen Verweisungsmomenten anzureichern. Die
Bezugnahme auf externe Vorgänge erfolgt jedoch
ausschließlich mit internen Operationen. Hier er-
weist sich die Selbstbeschreibung des politischen
Systems wesentlich präziser als die Begrifflichkeit
des ‚kooperativen Staates‘: Auch bei Hochschul-,
Gesundheits- oder Umweltpolitik handelt es sich
um Politik. Hochschulpolitische Entscheidungen et-
wa kommen, funktional betrachtet, ohne die opera-
tive Mitwirkung des Wissenschaftssystems – was
nicht das Gleiche meint wie: ohne Zurechnung auf
hochschulpolitische Interessensvertretungen – zu-
stande: Die Prüfung hochschulpolitischer Entschei-
dungsvorschläge erfolgt nicht mit Hilfe wissen-
schaftlicher Theorien und Methoden, nicht entlang
des Codes Wahrheit/Unwahrheit, nicht mittels der
selbstreferentiellen Bezugnahme auf wissenschafts-
interne Hypothesen, Experimente, Forschungs-
ergebnisse. Kurz gesagt: Es geht es um die Herstel-
lung politischer Mehrheiten, also um die
Mobilisierung politischer Macht, nicht um die Ge-
nerierung wissenschaftlichen Wissens. Unbestritten
ist dabei, dass an dem politischen Geschehen eine
Vielzahl weiterer, operativ geschlossener Systeme
operativ und strukturell gekoppelt sind.19 System-
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17 Zur immanenten Kritik an Willkes Steuerungskonzep-
tion aus systemtheoretischer Sicht vgl. Kneer 1993, Fuchs
1999: 94.
18 Insofern ist es auch nicht möglich, gesellschaftliche Teil-
systeme anhand von Organisationen trennscharf von-
einander abzugrenzen. Analog verhält es sich bei individu-
ellen ‚Akteuren‘ bzw. Personen. Ein Politiker etwa ‚macht‘
nicht nur Politik, sondern nimmt darüber hinaus, etwa in
der Rolle des Patienten oder des Vaters, zugleich an Medi-
zin und Familie teil. Interessanterweise ist bislang nie-
mand auf die Idee gekommen, die medizinische Behand-
lung eines erkrankten Politikers oder Familienvaters als
systemische Abstimmung von Medizin und Politik oder
von Medizin und Familie zu beschreiben. 19 Hierbei wird man zunächst an das Rechtssystem den-
grenzen fungieren dabei als Interdependenzunter-
brechungen. Das erklärt, das politische Gestal-
tungs- und Regulierungsmaßnahmen externe Vor-
gänge nicht unmittelbar determinieren können,
sondern von den umliegenden Systemen in eigendy-
namischer Weise weiterverarbeitet werden. Politi-
sche Steuerung im Sinne des Anstrebens einer Diffe-
renz ist damit nicht ausgeschlossen (vgl. Luhmann
1993b). So ist dann auch zu erwarten, dass politik-
interne Steuerungsanstrengungen Auswirkungen
auf umliegende Systeme zeitigen. Operative Schlie-
ßung meint eben nicht kausale Abgeschlossenheit
(vgl. Kneer 1998).
Als operativ geschlossenes System disponiert die
Politik in eigener Regie über Handlungsattributio-
nen, über die Zuweisung von Kompetenzen und
Verantwortungen. Angaben über die kommunika-
tive Ausweisung von Attributionsadressen und die
Zuschreibung von Handlungen betreffen nicht die
Ebene des operativen Prozessierens, sondern die
Ebene sozialer Selbstbeschreibungen. Um hierüber
Aussagen zu formulieren, gilt es das politische Sys-
tem daraufhin zu beobachten, wie politikintern
Teilnahmebedingungen festlegt, also Aufgaben, Be-
fugnisse und Pflichten delegiert, Zuständigkeiten
und Nicht-Zuständigkeiten verteilt werden. Eine
derartige Beschreibung, die hier freilich nur ange-
deutet werden kann, zeigt, dass die Politik als Zu-
rechnungsadressaten individuelle und korporative
Personen ausweist. Bei individuellen Personen wird
man nicht nur an Politiker denken. Darüber hinaus
sind individuelle Personen für die Politik etwa als
Wähler, Regelungsadressaten, Beteiligte in Voll-
zugsverfahren etc. von Relevanz. Daneben referiert
das politische System auf eine Vielzahl korporativer
Personen. Typologisch wäre dabei zwischen öffent-
lichen und privaten Zurechnungsinstanzen weiter
zu unterscheiden. Der Begriff des öffentlichen Attri-
butionsadressaten soll darauf aufmerksam machen,
dass die Politik neben bundesstaatlichen Hand-
lungsträgern eine Vielzahl weiterer supra- und sub-
staatlicher Instanzen benennt, die sich nach Zustän-
digkeitsbefugnissen und Sachbereichen weiter
differenzieren lassen. Im Zusammenhang mit der
Diskussion des ‚kooperativen‘ Staates ist hervor-
zuheben, dass das politische System darüber hinaus
auch privaten korporativen Personen Teilnahme-
möglichkeiten einräumt, ihnen sowohl Zugang zu
Publikumsrollen als auch zu Leistungsrollen eröff-
net. Beispiele für den zuletzt angesprochenen Sach-
verhalt sind seit längerem bekannt, etwa die Ein-
beziehung von Verbänden im Gesetzgebungs- und
Vollzugsverfahren. Es mehren sich jedoch die Zei-
chen, dass das politische System derzeit verstärkt
dazu übergeht, private korporative Personen als
Leistungsadressaten zu referieren. Als Beispiele wä-
ren etwa formelle und informelle Absprachen zwi-
schen Gesetzgeber und korporativen Personen, die
staatliche Anerkennung privater Selbstbeschrän-
kungsabkommen, der Rückgriff auf Technikstan-
dards privater Normungsverbände bei der Gesetzes-
konkretisierung, die Einrichtung des betrieblichen
Überwachungsbeauftragten zur Kontrolle des Geset-
zesvollzugs, die Verleihung von Beteilungsmöglich-
keiten an Naturschutzorganisationen, die Einsetzung
nicht-staatlicher Schlichter und Mediatoren etc. zu
nennen. Damit zeichnen sich deutliche Belege dafür
ab, dass das politische System gegenwärtig dabei
ist, neue Zurechnungsformen experimentell zu er-
proben, also einen weitreichenden Umbau der inter-
nen Inklusionsordnung vorzunehmen.
Es sind diese Phänomene, auf die das Konzept des
kooperativen Staates zu Recht aufmerksam ge-
macht hat. Der dabei gewählte Begriff der Koope-
ration erweist sich jedoch wenig trennscharf. Er
lässt unterbelichtet, dass die politische Zuständig-
keits- und Aufgabendelegation an staatliche und
nicht-staatliche Adressaten in vielfach abgestufter
Weise erfolgt, Entscheidungsbefugnisse also mit
Hilfe komplexer Zuschreibungsformen attribuiert
werden, die in der Regel hierarchische und heter-
archische Komponenten miteinander kombinieren.
Er differenziert nicht sorgfältig zwischen Staat und
Politik, zwischen Organisations- und Funktionssys-
temen. Und vor allem unterscheidet er nicht zwi-
schen operativer Funktionserfüllung und funktions-
interner Zuweisung von Teilnahmemöglichkeiten.
Aufgrund fehlender begrifflicher Differenzierungen
ist im Ansatz des kooperativen Staates somit ana-
lytisch vorentschieden, dass jegliche Beteiligung
nicht-staatlicher Organisationen an politischen Ver-
fahren zugleich zur Koordination gesellschaftlicher
Teilsysteme beiträgt. Absicht der vorhergehenden
Überlegungen war es, eine davon abweichende For-
424 Zeitschrift für Soziologie, Jg. 30, Heft 6, Dezember 2001, S. 407–428
ken. Politik und Recht sind über die Errungenschaft der
Verfassung miteinander strukturell gekoppelt. Hieraus re-
sultiert, dass „alle kollektiv bindenden Entscheidungen
des politischen Systems (. . .) zugleich im Rechtssystem ab-
laufen müssen“ (Luhmann 2000c: 51; Hervorhebung
G.K.). Bei Politik und Recht handelt es sich dennoch um
zwei operativ vollständig getrennte Systeme. Die politi-
scher Vorbereitung und Weiterverarbeitung kollektiv bin-
dender Entscheidungen unterscheidet sich von der Identi-
fikation geltender Rechtszustände (vgl. Luhmann 1993a:
434f.). Neben dem Rechtssystem wären eine Vielzahl wei-
terer Sozialsysteme zu nennen, die mit der Politik operativ
und strukturell gekoppelt sind – ganz zu schweigen von
den ebenfalls beteiligten psychischen Systemen.
schungsperspektive zumindest anzudeuten, die die
Frage nach dem gesellschaftlichen Differenzie-
rungsprinzip von der Frage nach den Teilnahme-
möglichkeiten unterscheidet. Dieser Perspektive zu-
folge geben die angesprochenen kooperativen
Einrichtungen wie Runde Tische, Aushandlungsgre-
mien, Mediationsverfahren und Verhandlungssyste-
me keinen Anlass, auf eine veränderte Grundstruk-
tur der modernen Gesellschaft zu schließen. Was
sich ändert, ist nicht das Gefüge der gesellschaftli-
chen Teilsysteme, sondern die politische Zuweisung
von Teilhabechancen, also die Binnenwelt der Poli-
tik. Derart begriffen handelt es sich bei dem Para-
digma des kooperativen Staates auch weniger um
einen Beitrag zur Gesellschaftstheorie als vielmehr
zur Theorie des politischen Systems. Steuerungs-
theoretisch ergibt sich aus dem Gesagten die Kon-
sequenz, dass die Institutionalisierung der genann-
ten kooperativen Einrichtungen auf das politische
System begrenzt ist, in dessen Umwelt eine Vielzahl
weiterer Systeme operieren, die sich jedoch einem
direkten Zugriff des politischen Systems entziehen.
Somit gilt, um eine treffende Formulierung von
Mayntz (1996: 165) zu zitieren, „daß es zwar
Steuerung in der funktionell differenzierten Gesell-
schaft gibt, aber keine politische Steuerung der Ge-
sellschaft“.20
Folgt man dem angegebenen Vorschlag, dann sind
in der Umwelt der Politik nicht allein die weiteren
Funktionssysteme wie Wirtschaft, Recht, Wissen-
schaft, Erziehung, Massenmedien etc. positioniert,
sondern auch sämtliche Organisationssysteme. Der
Vorteil dieser theoretischen Umstellung liegt darin,
dass sich das Verhältnis von Funktionssystemen –
in diesem Fall: vom politischen System – und orga-
nisierten Sozialsystemen auf eine weniger rigide Art
beschreiben lässt, der Autonomie und Fähigkeit zur
Selbstorganisation der verschiedenen Systeme bzw.
Systemtypen somit stärker Rechnung getragen
wird. Nicht alles, was in Organisationen (ein-
schließlich staatlicher Organisationen) geschieht,
ist für die Politik relevant und umgekehrt sind nicht
sämtliche politikinternen Vorgänge für Organisa-
tionen von Bedeutung. Eine Punkt-zu-Punkt-Ab-
stimmung oder Dauersynchronisation von politi-
schem System und Organisationssystemen wird
damit nicht länger vorausgesetzt. Die Politik ent-
scheidet als strukturdeterminiertes System entspre-
chend dem erreichten Eigenzustand selbst darüber,
welche organisationsinternen Entscheidungen auf-
gegriffen und weiterbehandelt werden, durch wel-
che Organisationsvorgänge in ihrer Umwelt sie sich
also irritieren oder reizen lässt. Zugleich legt die
Politik autonom Teilhabechancen und -bedingun-
gen, Kompetenzen und Zuständigkeiten fest. Mit
der Positionierung der Organisationssysteme in die
Umwelt des politischen Systems wird also nicht län-
ger unterstellt, wie dies die Zuordnungsthese ent-
lang des Begriffs politischer Organisationen nahe
legt (vgl. Luhmann 2000a: 228), dass der Kreis der
an Politik teilhabenden Organisationen bzw. kor-
porativen Personen mehr oder weniger verbindlich
festgeschrieben ist. Der vorgenommene Theorie-
umbau ermöglicht somit eine angemessene Be-
schreibung für den Sachverhalt, dass die politische
Inklusionsordnung nicht stabil, sondern im histori-
schen Zeitablauf, aber auch von Politiksektor zu
Politiksektor, variabel ist. Ferner liefert der Begriff
der Inklusionsordnung das richtige Stichwort, um
die Überlegungen an die breit geführte steuerungs-
theoretische Debatte über die sogenannte Rege-
lungsstruktur (governance structure) anzuschließen.
Unter Regelungsstruktur wird die politische Vertei-
lung von Mitsprache- und Entscheidungskompeten-
zen verstanden. In der hier verwendeten Begrifflich-
keit bildet die Regelungsstruktur ein Teilmoment
der Inklusionsordnung. Mit Etatismus, Neokorpo-
ratismus, Delegation und Subsidiarität lassen sich
vier Regelungsformen typologisch unterscheiden,
wobei die politische Zuschreibung von Regelungs-
kompetenzen zunehmend von staatlichen an nicht-
staatliche korporative Personen übergeht (vgl. Schi-
mank/Glagow 1984).
Zu Beginn des abschließenden Teils ist darauf hin-
gewiesen worden, dass die angedeuteten steue-
rungstheoretischen Überlegungen lediglich einen
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20 Allerdings hat Mayntz diese Steuerungskonzeption
nicht durchgängig vertreten. Vielmehr schwankt sie zwi-
schen zwei konträren Beschreibungsvarianten hin und her,
ohne sich über deren Unvereinbarkeit Rechenschaft abzu-
legen. Auf der einen Seite interpretiert sie, am Begriff des
Policy-Netzwerks entlang, die Konstitution kooperativer
Einrichtungen als einen politikinternen Strukturwandel:
„Das Konzept des Policy-Netzwerks signalisiert vielmehr
nach dem heute überwiegenden Verständnis eine tatsäch-
liche Veränderung in den politischen Entscheidungsstruk-
turen. Anstatt von einer zentralen Autorität hervor-
gebracht zu werden, sei dies die Regierung oder die
gesetzgebende Gewalt, entsteht Politik heute oft in einem
Prozeß, in den eine Vielzahl von sowohl öffentlichen als
auch privaten Organisationen eingebunden ist.“ (Mayntz
1993: 40). Auf der anderen Seite begreift sie die koope-
rativen Einrichtungen dagegen als intermediäre Instanzen,
die zwischen der Politik einerseits, Wirtschaft, Recht, Wis-
senschaft, Erziehung etc. vermitteln (vgl. Mayntz 1996:
153f.; Mayntz/Scharpf 1995). Allein dieser zweiten Ver-
sion entspricht dann auch die Auffassung, dass „das Ma-
nagement der teilsystemischen Interdependenz“ (Mayntz
1996: 155) Aufgabe der modernen Politik sei.
Anwendungsfall des zuvor erläuterten Vorschlags
zur Sprache bringen, Funktions- und Organisa-
tionssysteme als vollständig getrennt operierende
Systeme zu begreifen. Die Ausführungen haben sich
somit darauf beschränkt, einige der sich aus diesem
Vorschlag ergebenden Konsequenzen für das politi-
sche System bzw. für die Beschreibung des politi-
schen Systems – Stichwort: kooperativer Staat – zu
benennen. In analoger Weise ließe sich fragen, wel-
che Resultate sich ergeben, wenn man etwa die
Wirtschaft, das Recht, die Erziehung, die Wissen-
schaft etc. als organisationsfreie Funktionssysteme
beschreibt. Ferner könnte auch den organisations-
soziologischen Konsequenzen nachgegangen wer-
den, die aus dem Vorschlag resultieren, Organisa-
tionssysteme nicht innerhalb, sondern außerhalb von
Funktionssystemen zu positionieren. Ohne an die-
ser Stelle auf Einzelheiten eingehen zu können,
kann doch gesagt werden, dass sich damit die
Beziehungen von Funktions- und Organisationssys-
temen komplizieren und diversifizieren: statt ein-
deutiger Zuordnung nur lose Kopplung, statt gesät-
tigter Redundanz eine Zunahme von Varietät.
Wenn sich auf diesem Weg Beschreibungen einstel-
len, die das relationale Zusammenspiel der beiden
Systemtypen in aufschlussreicher Weise erfassen,
dann wäre man zugleich auch einer Antwort auf
die anfangs gestellte Frage näher gekommen, wes-
halb es offenbar so schwer fällt, Gesellschaftstheo-
rie und Organisationstheorie enger miteinander zu
verknüpfen.
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Summary: This paper discusses the relationship between function systems and organizational systems in Luhmann’s
theory of social systems. Two internal contradictions are pointed out. Neither the assumption of a clear relation of or-
ganizations to social subsystems nor the assumption of cross-border communication between organizations is compati-
ble with the autopoietic concept. The paper offers two theoretical innovations aimed at resolving these contradictions.
The first is to understand organizations as a part of the environment of function systems and not as a part of the
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function systems themselves. Second the assumptions in regard to communicative organizations are reformulated in the
sense that organizations work only on the level of communicative self-description and not on the level of operative self-
constitution as communicative actors. Finally, this theoretical proposal is illustrated using the example of the “coopera-
tive state”.
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